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Allgemeiner Teil der 
Prüfungsordnung (APO) 
für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudiengänge 
an der Technischen Universität Braunschweig 
Der Fakultätsrat der Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät hat am 06.12.2017 sowie ihr Dekan in Eilkom-
petenz am 27.02.20t8, der Fakultätsrat der Fakultät für Lebenswissenschaften hat am 
23.01.2018 sowie ihr Dekan in Eilkompetenz am 13.02.2018, der Fakultätsrat der Fakultät für 
Architektur, Bauingenieurwesen und Umweltwissenschaften hat am 19.12.2017 sowie ihr Deka-
nat in Eilkompetenz am 27.02.2018, der Fakultätsrat der Fakultät für Maschinenbau hat am 
17.01.2018 sowie ihr Dekan in Eilkompetenz am 01.03.2018, der Fakultätsrat der Fakultät für 
Elektrotechnik, 1 nformationstechnik, Physik hat am 29.01.2018 sowie ihr Dekanat in Eilkompetenz 
am 01.03.2018, der Fakultätsrat der Fakultät für Geistes- und Erziehungswissenschaften hat am 
20.12.2017 sowie ihr Dekan in Eilkompetenz am 05.03.2018 den Allgemeiner Teil der Prüfungs-
ordnung (APO) für die Bachelor-, Master-, Diplom- und Magisterstudiengänge an der Techni-
schen Universität Braunschweig beschlossen: 
§1 
Geltungsbereich 
(1) Diese Prüfungsordnung ist der Allgemeine Teil der Prüfungsordnung für alle Bachelor-
und Masterstudiengänge der Technischen Universität Braunschweig. 
(2) In gesonderten Ordnungen regeln die einzelnen Fakultäten für die jeweiligen Studiengän-
ge die fachspezifischen Bestimmungen und konkretisieren die Bestimmungen des Allge-
meinen Teils der Prüfungsordnung; insofern haben die Regelungen in der gesonderten 
Ordnung Vorrang gegenüber den Bestimmungen im Allgemeinen Teil. Die gesonderten 
Ordnungen gelten als Besondere Teile dieser Prüfungsordnung und betreffen in erster Li-
nie 
den zu verleihenden Hochschulg_rad, 
den Inhalt der Urkunden und der Zeugnisse (einschl. eines Diploma Supplement), 
die Gliederung des Studiums und die Regelstudienzeit, 
die Beschreibung der Module (einschl. evtl. Praktika) sowie der ihnen zugeordne-
ten Studien- und Prüfungsleistungen (einschl. der Prüfungsinhalte) sowie die An-
gabe der ihnen zugeordneten Leistungspunkte 
die Voraussetzungen für die Zulassung zu den Prüfungen (Studien- und Prüfungs-
leistungen) und zu der Abschlussarbeit, 
di.e Qauer der Abs.ch.lus.s.arbeit und 
die Größe und Zusammensetzung des Prüfungsausschusses bei fachübergrei-
fend zusammengesetzten Prüfungsausschüssen. 
(3) Soweit in Diplom- oder Magisterstudiengängen Regelungen fehlen, ist dieser Allgemeine 
Teil der Prüfungsordnung entsprechend heranzuziehen. 
(4) Sehen Besondere Teile der Prüfungsordnung vor, dass Einrichtungen der Hochschule, 
die keiner Fakultät angehören, lehre erbring.en - etwa. bei. Schlüsselqua.lift.kationen oder 
im Professionalisierungsbereich - findet dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung 
ebenfalls Anwendung. Gleiches gilt im Rahmen von Lehrangeboten, die keinem Studien-
gang zugeordnet werden und die keine Normierung aufweisen. 
(5) Für Angebote, die keinem Studiengang zugeordnet sind, nimmt die fachliche Leitung der 
jeweiligen Einrichtung, die die Veranstaltung anbietet, die Aufgaben des Prüfungsaus-
schusses wahr. Sofern das Widerspruchsverfahren statthaft ist, ist sie zugleich Aus-
gangs- als auch Widerspruchsbehörde-. 
§2 
Ziel des Studiums und Zweck der Prüfungen 
(1) Im Rahmen des Bachelorstudiums sollen die Studierenden die grundlegenden fachlichen 
Kenntnisse, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Methoden erlernen, die zu einem qualifizierten 
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und verantwortlichen Handeln in der Berufspraxis sowie zu wissenschaftlich begründetem 
Handeln im Berufsalltag befähigen und die es ihnen ermöglichen, ein wissenschaftlich 
weiterführendes Studium anzuschließen, das den Regelabschluss eines konsekutiven 
Studiengangs darstellt. In den Prüfungen wird festgestellt, ob diese Kompetenzen erwor-
ben wurden. Kompetenzen im Sinne dieser Vorschrift sind fachliche Kenntnisse, Fähig-
keiten, Fertigkeiten und Methoden. 
(2) Im Masterstudium sollen die Studierenden vertiefte und/oder erweiterte Kompetenzen 
erwerben. Durch die Prüfungen wird festgestellt, ob der Prüfling die für den Abschluss 
des Studiums notwendigen Kompetenzen erworben hat, die fachlichen Zusammenhänge 
überblickt und in der Lage ist, wissenschaftlich zu arbeiten und wissenschaftliche Er-
kenntnisse anzuwenden und bestehende Erkenntnisgrenzen in Theorie und Anwendung 
mit neuen methodischen Ansätzen zu erweitern. 
§3 
Modularisierung, Leistungspunkte 
(1) Das Bachelor- oder Masterstudium gliedert sich in thematisch zusammenhängende Mo-
dule (einschließlich der Bachelor- oder Masterarbeit). Module bestehen i. d. R. aus zwei 
bis vier aufeinander aufbauenden oder aufeinander verweisenden oder inhaltlich zusam-
menhängenden Veranstaltungen (z. B. Einführungs-, Vertiefungs- und Anwendungsver-
anstaltung), die gemeinsam eine bestimmte Kompetenz vermitteln. Den Modulen ist in 
der Regel eine Studien- und/oder eine Prüfungsleistung zugeordnet. 
(2) Für erfolgreich absolvierte Studien- und Prüfungsleistungen werden Leistungspunkte 
nach dem ECTS (European Credit Transfer System) vergeben. Die Anzahl der Leis-
tungspunkte (LP) ist ein Maß für die mit einem einzelnen Modul verbundene Arbeitsbelas-
tung. Zu Grunde gelegt werden die Arbeitsstunden, die durchschnittlich von Studierenden 
in Bezug auf das entsprechende Modul für Anwesenheit, Vor- und Nachbereitung sowie 
Fertigung der Prüfungen aufzuwenden sind. Die Vergabe der Leistungspunkte setzt vo-
raus, dass die Studierenden die dem Modul zugeordneten Prüfungen erfolgreich absol-
viert haben. 
(3) Ein Leistungspunkt entspricht einem zeitlichen Aufwand von 30 Arbeitsstunden. Ausge-
gangen wird von 1.800 Arbeitsstunden im Jahr bzw. 60 Leistungspunkten in einem Studi-
enjahr, d. h. von 30 Leistungspunkten pro Semester. Das Studienangebot ist so zu orga-
nisieren, dass die Studierenden i. d. R. 30 Leistungspunkte pro Semester erwerben kön-
nen. 
(4) Soweit in geeigneten Studtengängen ein Teilzeitstudtum zugelassen ist, tst das Studten-
angebot so zu organisieren, dass in der Regel die Hälfte der in der Prüfungsordnung vor-
gesehenen Leistungspunkte pro Semester - ausnahmsweise die Hälfte der in der Prü-
fungsordnung vorgesehenen Leistungspunkte pro Studienjahr - erworben werden kann. 
§4 
Prüfungsausschuss 
(t) Für die Organisation der- Prüfungen und· zur- Wahrnehmung der- durch diese Prüfungsord'" 
nung zugewiesenen Aufgaben wird jeweils aus Mitgliedern einer Fakultät ein Prüfungs-
ausschuss gebildet, der nach den Vorgaben der Fakultät für einen oder mehrere Studien-
gänge zuständig ist. Einern Prüfungsausschuss gehören jeweils drei Mitglieder der Pro-
fessorengruppe und je ein Mitglied der Mitarbeiter- und der Studierendengruppe an, die, 
wie deren ständige Vertretungen, von den jeweiligen Gruppenvertretungen im Fakultäts-
rat gewählt werden. Die Gewählten müssen nicht dem Fakultätsrat entstammen. Die oder 
der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertretung müssen der Hochschullehrergruppe 
angehören. Sofern mehrere Fakultäten für- einen Studtengang verantwortltch stnd, können 
in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung von Satz 1 und 2 abweichende Regelun-
gen getroffen werden. 
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(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher und sorgt dafür, 
dass für die einem Studiengang zugeordneten (Teil-)Prüfungen mindestens zweimal pro 
Jahr, in der Regel einmal pro Semester, Prüfungstermine festgelegt und Prüfungen 
durchgeführt werden. Satz 1 gilt nicht für Prüfungen, die zwingend im Zusammenhang mit 
einer Lehrveranstaltung zu absolvieren sind; entsprechende Lehrangebote sollen mindes-
tens einmal pro Jahr vorgehalten werden. Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die 
Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschutgesetzes (NHG) und· dteser Prüfungs-
ordnung mit dem jeweils dazugehörenden Besonderen Teil eingehalten werden. Er be-
richtet der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungs- und Studienzeiten sowie über die 
Notenverteilung. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle führt die 
Prüfungsakte. 
(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag·. Das studentische 
Mitglied hat bei der Bewertung und Anerkennung von Prüfungs- und Studienleistungen 
nur beratende Stimme. Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 
seiner Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende 
Vorsitzende und ein weiteres Mitglied der Hochschullehrergruppe anwesend ist. 
(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt zwei Jahre, die des studen-
tischen Mitgliedes ein Jahr. 
(5) Der Prüfungsausschuss kann sich eine Geschäftsordnung geben. Hat er sich keine Ge-
schäftsordnung gegeben, gi lt ersatzweise die Geschäftsordnung des Senats. Über die 
Sitzungen des Prüfungsausschusses wird eine Niederschrift geführt, in der die wesentli-
chen Gegenstände der Erörterung und die Beschlüsse des Prüfungsausschusses festzu-
halten sind. 
(6) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf den Vorsitz und den stellvertre-
tenden Vorsitz übertragen. Die oder der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prü-
fungsausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er berichtet dem Prüfungsausschuss 
über diese Tätigkeit. Entscheidungen und Bescheide werden von der oder dem Vorsit-
zenden im Namen des Prüfungsausschusses unterschrieben. Hat sich der Prüfungsaus-
schuss keine Geschäftsordnung gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss in eiligen 
Fällen im Umlaufverfahren. Satz 1 bleibt unberührt. 
(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüfungen, einschließlich 
bei Beratung der Note, anwesend zu sein. 
(8) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich, auch wenn die Geschäfts-
ordnung des Senats zur Anwendung kommt. Der Prüfungsausschuss kann Beraterinnen 
und Berater hinzuziehen und Betroffene anhören. Die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses und deren Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im 
öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten. Diese Verschwiegenheitsverpflichtung ist aktenkundig zu 
machen. 
(9) Die Zuständigkeiten des Studiendekans gern. § 45 Abs. 3 NHG bleiben unberührt. 
§5 
Prüfende und Beisitzerinnen und Beisitzer 
(t) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und bei· mündHehen Prüftmgen auch die 
Beisitzerinnen und Beisitzer. Die Bestellung der Beisitzerinnen und Beisitzer kann der 
Prüfungsausschuss auf die Prüfenden delegieren. Zur Abnahme von Prüfungen werden 
Mitglieder und Angehörige dieser Hochschule oder einer anderen Hochschule bestellt, die 
in dem betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet des Prüfungsfaches zur selb-
ständigen Lehre berechtigt sind. Lehrkräfte für besondere Aufgaben dieser oder einer an-
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deren Hochschule sowie in Wissenschaft, in der beruflichen Praxis oder in der Lehre er-
fahrene Personen, können in geeigneten Prüfungsgebieten zur Abnahme von Prüfungen 
bestellt werden. Zu Prüfenden sowie Beisitzerinnen und Beisitzern dürfen nur Personen 
bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. 
(2) Studterende können für dte Abnahme von Prüfungen Prüfende vorschlagen. Der Vor-
schlag begründet keinen Anspruch. Ihm soll aber entsprochen werden, soweit ihm nicht 
wichtige Gründe, insbesondere eine unzumutbare Belastung der Prüfenden, entgegen-
stehen . Abweichungen und Konkretisierungen zur Ausübung des Vorschlagsrechts sind 
nach Maßgabe der Besonderen Teile der Prüfungsordnungen möglich. 
(3) Soweit studienbegleitende Prüfungen zu erbringen sind, die sich auf den Inhalt eines Mo-
duls beziehen bzw. die im Rahmen eines Moduls zu erbringen sind, gilt die oder der für 
das Modt1I· - oder/und die zug·ehörenden Lehrveranstaltungen - VerantworUiche als be-
stellte Prüferin oder als bestellter Prüfer. 
(4) Bei mündlichen Ergänzungsprüfungen wird eine zweite Prüferin oder ein zweiter Prüfer 
nach Maßgabe der Kriterien des Absatz 1 und unter Berücksichtigung von Absatz 2 von 
der Erstprüferin oder vom Erstprüfer bestimmt und gilt damit als bestellt. Bei mündlichen 
Ergänzungsprüfungen muss mindestens eine oder einer der Prüfenden Mitglied der TU 
Braunschweig und zur selbstständigen Lehre berechtigt sein. 
(5) Oie Prüfenden und· die Betsitzermnen und· Beisitzer unterttegen der Amtsverschwtegen-
heit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
§6 
Anerkennung von Studien- und Prüfungsleistungen und außerhochschulischen Kompe-
tenzen 
(t) Prüfungs- oder Studienleistungen, die an einer detltschen Hochscht1le im gleichen oder 
verwandten Studiengang, auch in staatlich anerkannten Fernstudiengängen, vor Studien-
beginn erbracht wurden, sollen auf Antrag der oder des Studierenden vom zuständigen 
Prüfungsausschuss ohne besondere Gleichwertigkeitsprüfung nach Maßgabe der Prü-
fungsordnung mit den an der TU Braunschweig dafür vorgesehenen Leistungspunkten an-
erkannt werden. Die Feststellung, ob ein Studiengang verwandt ist, trifft der zuständige Prü-
fungsausschuss. 
(2) tn dem gletchen Studtengang an einer anderen Universität oder gtetchgestetlten Hochschu-
le in der Bundesrepublik Deutschland erfolglos unternommene Versuche (Ortswechsler) ei-
ne Prüfungsleistung abzulegen, werden auf Freiversuche und Wiederholungsmöglichkeiten 
angerechnet. Studierende sind verpflichtet, bei der Anmeldung zur Prüfung auf bereits un-
ternommene Versuche hinzuweisen, bei einem Unterlassen gilt die erneute Prüfungsleis-
tung entsprechend § 11 Abs. 4 S. 1 als mit „nicht ausreichend" bewertet. 
(3) Prüfungs- oder Studienleistungen, die in anderen Studiengängen oder an einer ausländi-
schen Hochscht1le eines Vertragsstaates des Übereink-ommens über dte Anerkennt1ng von 
Qualifikationen im Hochschulbereich in der europäischen Region von 11. April 1997 (BGBI. 
2007 II S. 712) erbracht wurden, werden auf Antrag der oder des Studierenden vom zu-
ständigen Prüfungsausschuss anerkannt und mit den an der TU Braunschweig dafür vor-
gesehenen Leistungspunkten angerechnet, wenn kein wesentlicher Unterschied hinsichtlich 
erworbener Kompetenzen vorliegt. 
(4) Studien- oder Prüfungsleistungen, die an einer Hochschule außerhalb des Übereinkom-
mens über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich tn der europäischen 
Region von 11. April 1997 (BGBI. 2007 II S. 712) erbracht wurden sowie außerhochschu-
lisch erworbene Kompetenzen sollen auf Antrag der/des Studierenden für ein oder mehrere 
Module, Prüfungs- oder Studienleistungen anerkannt werden, wenn sich die Kompetenzen 
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bei einer Gesamtbetrachtung in Inhalt, Umfang und Niveau im Wesentlichen entsprechen 
(Gleichwertigkeit). 
(5) Außerhochschulisch erworbene Kompetenzen können höchstens 50% der in einem Studi-
engang vorgesehenen Leistungspunkte ersetzen. 
(6) Eine Anerkennung füi eine Prüfungsteistung kann in einem Studiengang nieht mehi bean-
tragt werden, wenn bei dieser Prüfungsleistung in dem betreffenden Studiengang bereits 
ein Prüfungsversuch an der TU Braunschweig - auch im Sinne von § 11 Abs. 2 - abgelegt 
wurde. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können abweichende Regelun-
gen getroffen werden. 
(7) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen kann geregelt werden, dass die Aner-
kennung eines Fehlversuchs in allen Studiengängen antragslos vorzunehmen ist, in denen 
dei/die Studierende an dei TU Braunschweig par-aHel eingeschrieben ist, wenn es sieh um 
ein identisches Modul oder eine identische Prüfungs- oder Studienleistung handelt. Identität 
liegt vor, wenn sich die Qualifikationsziele nahezu entsprechen. 
(8) Mindestens ein Drittel der Leistungspunkte eines Studiengangs sowie die Abschlussarbeit 
müssen an der TU Braunschweig erbracht werden. Auf Antrag kann der Prüfungsaus-
schuss Ausnahmen zulassen. 
(9} Wird naeh Studienbeginn ein Modut an einei anderen Hoehsehule - aueh im Rahmen einei 
Gasthörerschaft - absolviert, wird dies entgegen Absatz 6 anerkannt, wenn zuvor der Prü-
fungsausschuss z. B. durch ein Learning Agreement informiert und dieser sein Einver-
ständnis zur Anerkennung erteilt hat. Das Einverständnis ist zu erteilen, wenn eine Aner-
kennung nach dieser Prüfungsordnung möglich ist. In diesem Fall ist auch ein Fehlversuch 
anzurechnen. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können abweichende Re-
gelungen getroffen werden. 
(1-0} Unberührt sonst19ei Befugnisse kann dei jeweilige Prüfungsausschuss Studienleistungen, 
Prüfungsleistungen oder außerhochschulische Kompetenzen auch durch Allgemeinverfü-
gung festlegen, die für bestimmte im Studiengang zu erbringende Leistungen anerkannt 
werden. Diese Allgemeinverfügung ist im Verkündungsblatt der TU Braunschweig bekannt 
zu geben. 
(11) Zusatzprüfungen in Form von Studien- und Prüfungsleistungen können gern. § 18 bis zu 
einem Umfang von max. 35 LP auf Antrag anerkannt werden. Eine anerkannte Leistung 
kann naehträglieh nieht durch eine Zusatzprüfung ersetzt-werden. 
(12) Wird eine Leistung nicht anerkannt, liegt die Beweislast bei der Hochschule, soweit der/die 
Studierende dem Prüfungsausschuss ausreichende Informationen zur Beurteilung zur Ver-
fügung stellt (Informationspflicht). 
(13) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Anerkennung in der Regel innerhalb von 
sechs Wochen. 
(14) Studien-, Prüfungs- oder äquivalente Leistungen, die notwendig waren, um den Zugang 
zum Studiengang zu erhalten, können nicht anerkannt werden. In den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnungen können abweichende Regelungen getroffen werden. 
(15) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, werden die Noten, soweit die Noten-
systeme vergleichbar sind, übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezo-
gen. Bei nicht vergleichbaren Notensystemen oder wenn eine nicht benotete Leistung für 
eine zu benotende anerkannt wird, wird dei Vermerk „bestanden~ aufgenommen. Oie Anei-
kennung ist im Zeugnis zu kennzeichnen. 
(16) Soweit Studien- oder Prüfungsleistungen nach dieser Vorschrift anerkannt werden, betrifft 
die Anerkennung regelmäßig das Modul, welches die Studien- oder Prüfungsleistung ent-
hält. 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) Seite 5 
(17) Notenverbesserungen für anerkannte Leistungen sind nicht möglich. 
§7 
Meldung und Zulassung zu Prüfungen 
(1) Zu den einzelnen Prüfungen sowie zur Bachelor- oder Masterarbeitwird zugelassen, wer 
1. in dem Semester, in dem sie oder er sich zur Prüfung meldet, in dem entsprechen-
den Studiengang bzw. - sofern entsprechende Kapazität vorhanden ist - in einem 
anderen Studiengang an der Technischen Universität Braunschweig eingeschrie-
ben ist, 
2. die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt, die in den Besonderen Teilen der Prüfungs-
ordnung geregelt sind und 
3. bei schriftlichen Arbeiten, die keine Klausuren sind-, die Erk1änmg zui Plagtatskon-
trolle nach Anlage 4 vorlegt. Die Erklärung zur Plagiatskontrolle ist nur einmalig ab-
zugeben und gilt für alle Studien- und Prüfungsleistungen. 
(2) Soweit in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal-
ten sind, gilt für die Anmeldung und Zulassung zu Prüfungen folgendes Verfahren: 
1. Die Zulassung zu den einzelnen Prüfungen ist durch schriftliche oder elektronische 
Anmeldung beim Prüfungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stetten inner-
halb der vorgegebenen Frist zu beantragen. 
2. Zu einer Prüfung gilt als zugelassen, wer sich zu dieser Prüfung unter Beifügung 
der ggf. vorgeschriebenen Nachweise innerhalb der gesetzten Frist angemeldet hat. 
Eine Mitteilung ergeht nur, wenn die Zulassung zu versagen ist. 
3. Fristen, die für die Anmeldung zu den Prüfungen gesetzt sind, können beim Vorlie-
gen triftiger Gründe vom Prüfungsausschuss verlängert oder rückwirkend verlängert 
werden, insbesondere wenn es unbiUigwäre, die durch den Fristablauf eingetretene 
Rechtsfolge bestehen zu lassen. 
4. Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragte Stelle stellt die Zulassung 
bzw. Nichtzulassung zur Prüfung fest. Der Prüfungsausschuss regelt, in welcher 
Form und an welchen Stellen die Bekanntgabe der Prüfungstermine und Anmelde-
zeiträume sowie die Mitteilung über die Versagung einer Zulassung und die Be-
kanntgabe der Prüfungsergebnisse erfolgt. 
(3) Di"e Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn~ 
a. die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, 
b. die Unterlagen unvollständig sind oder 
c. in dem gleichen Studiengang in der Bundesrepublik Deutschland die Bachelor- oder 
Masterprüfung endgültig nicht bestanden oder 
d. das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß abgeschlossen wurde oder 
e. ein Prüfungsanspruch nicht mehr besteht. 
Im Fall des Buchstaben c. hat der Prüfungsausschuss das endgültige Scheitern in dem be-
treffenden Studiengang festzustellen und gern. § 19 Abs. 6 S. 2 Nr. 2 b NHG die Exmatri-
kulation zu veranlassen. 
§8 
Beratungsgespräche, Mentorensystem 
(1)· In den Besonderen TeHen der Prüfungsordnung kann vorgesehen werden, dass Studieren-
de an einem oder mehreren obligatorischen Beratungsgesprächen teilzunehmen haben. 
Den Studierenden können auch einzelne Mentorinnen und Mentoren zugeordnet werden. 
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(2) Studierende, die nach dem zweiten Semester nicht mindestens 30 Leistungspunkte erwor-
ben haben, sind verpflichtet, an einem Beratungsgespräch teilzunehmen. Eine Zulassung 
zu weiteren Studien- und Prüfungsleistungen setzt den Nachweis der Teilnahme an dem 
Beratungsgespräch voraus. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können ergän-
zende bzw. abweichende Regelungen getroffen werden. 
§9 
Aufbau der Prüfungen, Arten der Studien- und Prüfungsleistungen 
(1) Die Bachelor- oder Masterprüfung besteht jeweils aus den Prüfungen und der Abschlussar-
beit. Prüfungen setzen sich aus einer oder mehreren Studien- und/oder Prüfungsleistungen 
in einem Prüfungsfach oder einem fächerübergreifenden Prüfungsgebiet zusammen. Die 
Prüfungen finden studienbegleitend statt. Das Ablegen einer Prüfung setzt die Immatrikula-
tion bzw. bei Gasthörern die Registrierung zum Prüfungszeitpunkt voraus. Soweit die Auf-
gabenstellung dies erfordert, werden die Studierenden während der Bearbeitungszeit be-
treut. Prüfungen können u. a. durch folgende Arten von Studien- oder Prüfungsleistungen 
abgelegt werden: 
1. Klausur (Absatz 3), incl. Aufgabenstellungen im Antwort-Wahl-Verfahren, 
2. mündliche Prüfung (Absatz 4), 
3. Hausarbeit (Absatz 5), 
4. Entwurf (Absatz 6), 
5. Referat (Absatz 7) 
6. Erstellung und Dokumentation von Rechnerprogrammen (Absatz 8), 
7. experimenteHe Arbeit (Absatz- 9), 
8. Portfolio (Absatz 10), 
9. Klausur+ (Absatz 11) . 
In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung können weitere Arten von Prüfungen vor-
gesehen werden, soweit die unterschiedlichen Fachkulturen dieses erfordern, insbesondere 
um in adäquater Form den Erwerb der den einzelnen Modulen zugeordneten Kompetenzen 
überprüfen zu können. Studienleistungen sind im Gegensatz zu Prüfungsleistungen unein-
geschränk:twi'ederholbarund gehen außer-bei· der Prüfungsform Klausur+ (Abs. t1·) ni'chtin 
die Berechnung der Note ein. 
(2) In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung sind die den einzelnen Modulen zugeord-
neten Prüfungen sowie deren Art und Umfang sowie die Qualifikationsziele aufgeführt. 
Die Prüfungsinhalte und die zu prüfenden Kompetenzen ergeben sich aus den Qualifikati-
onszielen, die sich aus den beruflichen Anforderungen ergeben sollen, welche hilfsweise 
herangezogen werden können. Sofern in Besonderen Teilen der Prüfungsordnung ver-
schiedene Prüfungsformen alternativ angegeben sind, ist den Studierenden die Wahl der 
Prüfungsform im Zei-traum der ersten drei- Veranstaltungen des jeweils aktueHen Vorte-
su ngszeitraums über das verwendete Lernmanagementsystem oder durch Aushang oder 
auf den Internetseiten des Instituts des oder der Prüfenden mitzuteilen. Sofern in Besonde-
ren Teilen der Prüfungsordnung nicht anders angegeben, kann die Wahl der für die jeweili-
ge Prüfung vorgesehenen Prüfungsform sowohl durch den Prüfungsausschuss als auch -
bei studienbegleitenden Prüfungen - durch den Prüfenden oder die Prüfende erfolgen. Ge-
eignete Arten von Prüfungen können in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden. Der 
zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings muss die an die Prüfungs- bzw. Studienleis-
tung zu steHenden Anforderungen erfüHen sowie als individueHe Leistung auf Grund der 
Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien deutlich abgrenz-
bar und für sich bewertbar sein. 
(3) In einer Klausur soll der Prüfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit, mit begrenzten 
Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen Methoden des Faches ein Problem er-
kennen und Wege zu einer Lösung finden kann. Näheres, insbesondere zur Bearbeitungs-
zeit, ist in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung geregelt. Für Antwort-Wahl-
Verfal'tren gelten die Regelungen der Anlage 5. 
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(4) Die mündliche Prüfung findet - nach Vorgabe der Fächer bzw. der Prüfenden - i. d. R. vor 
zwei Prüfenden (Kollegialprüfung) oder einer oder einem Prüfenden und einer sachkundi-
gen Beisitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer als Einzelprüfung oder als Gruppenprü-
fung für bis zu fünf Studierende gleichzeitig statt. Die Beisitzerin oder der Beisitzer ist vor 
der Notenfestsetzung zu hören. Die wesentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung 
und die tragenden Erwägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Protokoll fest-
zuhalten. Es ist von den Prüfenden oder der oder dem Prüfenden und der Beisitzerin oder 
dem Beisitzer zu unterschreiben. 
Mit Zustimmung des Prüfungsausschusses können mündliche Prüfungen in besonderen 
Ausnahmefällen auch durch Videokonferenzen abgenommen werden, wenn sichergestellt 
ist, dass die Prüfungs- bzw. Studienleistung ordnungsgemäß erbracht wird. Die letzte Wie-
derholungsprüfung, deren Nichtbestehen das endgültige Scheitern und damit die Beendi-
gung des Studiums zur Folge hätte, wird abweichend von Satz 1 stets von zwei Prüfenden 
abgenommen. 
(5) Eine Hausarbeit ist eine selbständige schriftliche Bearbeitung einer fachspezifischen oder 
fächerübergreifenden Aufgabenstellung. In geeigneten Fällen können die erarbeiteten Lö-
sungen in einer für die berufliche Tätigkeit typischen Weise mündlich erläutert werden. 
(6) Ein Entwurf umfasst die Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden 
Aufgabenstellung in konzeptioneller und konstruktiver Hinsicht unter besonderer Berück-
sichtigung planerischer Aspekte. 
Der architektonische Entwurf beinhaltet auch das Erfassen und die anatytische Ktärung 
einer fachspezifischen oder fächerübergreifenden Aufgabe der Architektur ebenso wie die 
darauf aufbauende Darstellung einer adäquaten Lösung. Zur Entwurfsaufgabe kann gehö-
ren, die Ergebnisse der Arbeit in einer Präsentation darzustellen und in einer Diskussion zu 
begründen. Näheres, insbesondere hinsichtlich Art, Umfang, Bearbeitungszeit des architek-
tonischen Entwurfes ist im entsprechenden Besonderen Teil der Prüfungsordnung geregelt. 
(7) Ein Referat umfasst: 
t . eine eigenständi"ge - t. d. R schriftliche - Auseinandersetzung mit einem Problem 
unter Einbeziehung und Auswertung einschlägiger Literatur, 
2. die Darstellung und die Vermittlung der Ergebnisse im mündlichen Vortrag sowie in 
einer anschließenden Diskussion. 
3. Sofern eine schriftliche Ausarbeitung nicht vorliegt, ist ein Protokoll anzufertigen, das 
die wesentlichen Gegenstände der Bewertung und die tragenden Erwägungen der 
Bewertungsentscheidung enthält. 
(8) Die Erstettung und Dokumen1a1ton von Rechnerprogrammen umfasst in der Regel 
1. die Beschreibung der Aufgabe und ihrer Abgrenzung, 
2. die Erarbeitung theoretischer Voraussetzungen für die Bearbeitung der Aufgabe, 
insbesondere die Auswahl der geeigneten Methoden unter Einbeziehung und Aus-
wertung einschlägiger Literatur, 
3. die Formulierung der verwendeten Algorithmen in einer geeigneten Programmier-
sprache, 
4. das Testen des Programms mit mehreren exemplarischen Datensätzen und das 
Überprüfen der Ergebnisse auf i·hre Richtigkeit, 
5. die Programmdokumentation insbesondere mit Angabe der verwendeten Methoden, 
des Ablaufplans, des Programmprotokolls (Quellenprogramm) und des Ergebnis-
protokolls. 
(9) Eine experimentelle Arbeit umfasst die theoretische Vorbereitung, den Aufbau und die 
Durchführung eines Experiments sowie die schriftliche Darstellung der Arbeitsschritte, des 
Versuchsablaufs und der Ergebnisse des Experiments und deren kritische Würdigung. 
(10) Das Portfolio umfasst 
1. ein von der oder dem Studierenden eigenständig zusammengestelltes Modul-Portfolio 
(Leistungsmappe), in welchem er oder sie, entweder in papierbasierter oder elektronischer 
Form, die im Modul erzielten Ergebnisse und Kompetenzen darstellt und reflektiert; 
sowie ggf. 
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2. eine Diskussion dieses Portfolios mit einem oder einer Prüfenden und einem fachkundi-
gen Beisitzer oder einer fachkundigen Beisitzerin als Einzelprüfung oder Gruppenprüfung 
mit bis zu fünf Studierenden gleichzeitig. 
(11) Eine Klausur+ ist eine Klausur im Sinne des Absatzes 3, bei welcher auf Antrag der oder 
des Studierenden das Ergebnis einer benoteten oder unbenoteten Studienleistung mit bis 
zu 50% in das Ergebnis der Prüfung einfließt. Die Studienleistung, die in dem besonderen 
Teil der Prüfungsordnung für dasselbe Modul festzulegen ist, ist vor der Klausur abzulegen. 
In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen sind insbesondere der prozentuale An-
teil an der Gesamtnote bzw. Gesamtbewertung für die jeweilige Klausur sowie der Zeit-
punkt der Antragstellung festzulegen. 
(12) Als schriftliche Leistung darf nur eine Originalarbeit vorgelegt werden, d. h. eine selbst ver-
fasste Arbeit, die noch nicht in einer anderen Prüfung vorgelegen hat. Zusammen mit der 
schriftlichen Leistung· hat die oder der Studierende eine schriftliche Versi·chemng darüber 
einzureichen, dass die schriftliche Leistung (bei einer Gruppenarbeit der entsprechend ge-
kennzeichnete Anteil) selbstständig verfasst, noch nicht im Rahmen anderer Prüfungen 
vorgelegt wurde und keine anderen als die genehmigten oder angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt wurden. Die schriftliche Leistung ist in deutscher Sprache oder in Ab-
sprache mit der oder dem Prüfenden in Englisch oder einer anderen Sprache abzufassen. 
Die Aufgabe für die Prüfung wird von der, dem oder den Prüfenden festgelegt. Können sich 
diese nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die Aufgabe fest. Dem Prüfling kann Gele-
genheit gegeben werden, für die Aufgabe Vorschläge zu machen. Die oder der Prüfende 
hat die Bewertung schriftlicher Arbeiten (einschließlich der Abschlussarbeiten) schriftlich 
unter Hinweis auf die für das Ergebnis ausschlaggebenden Gesichtspunkte zu begründen. 
(13) Der Prüfungsausschuss legt zu Beginn eines jeden Semesters die Zeitpunkte für die Ab-
nahme der mündlichen Prüfungen und Klausuren sowie die Aus- und Abgabezeitpunkte für 
die übrigen termingebundenen Prüfungen fest. Der Prüfungsausschuss informiert die Stu-
dierenden rechtzeitig über Art und Anzahl der zu erbringenden Leistungen und über die 
Termine, zu denen sie zu erbringen sind-. Erkann Aufgaben nach Satz- 1· und· 2· auf die Prü-
fenden übertragen. 
(14) Studierende können bei Krankheit oder Behinderung einen Nachteilsausgleich beim zu-
ständigen Prüfungsausschuss beantragen. Voraussetzung eines Nachteilsausgleichs ist 
der Nachweis, dass die Studentin oder der Student, nicht in der Lage ist, eine Prüfung oder 
mehrere Prüfungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen. Hinsichtlich 
des Nachweises gilt, dass ärztliche Atteste so aussagekräftig sein müssen, dass der Prü-
fungsausschuss Symptome, Art und Umfang sowie Dauer der Beeinträchtigung feststellen 
kann. Sind die genannten Voraussetz-ungen erfütlt, soll der Prüfungsausschuss Nachtett-
sausgleich gewähren. Bei dieser Ermessensentscheidung werden insbesondere Verhält-
nismäßigkeit und Chancengleichheit berücksichtigt, sodass sowohl eine Unter- als auch ei-
ne Überkompensation vermieden werden. 
Als Nachteilsausgleich käme insbesondere in Betracht: Verlängerung des Gesamtprü-
fungszeitraums, Verlängerung der Bearbeitungszeit (z. B. bei Klausuren, Haus- und Ab-
schlussarbeiten), Unterbrechung durch individuelle Erholungspausen (z. B. bei Klausuren), 
Ersatz von schriftlichen durch mündliche Leistungen oder praktische durch theoretische 
Leistungen und· jeweils umgek-ehrt, Befreiung· von evtl-. gegebener Anwesenheitspflicht 
(durch kompensatorische Leistung), Zulassung von notwendigen Hilfsmitteln und Assis-
tenzleistungen (z. B. Gebärdensprachdolmetscher) und zur Verfügung stellen von adaptier-
ten (Prüfungs-) Unterlagen (z. B. Großschrift) sowie Mitbestimmungsmöglichkeiten bei der 
Festlegung von Prüfungsterminen nach Möglichkeit. 
Dauerleiden können nur insoweit ausgeglichen werden, als dass diese die Fähigkeit zur 
Darstellung des Wissens in der Prüfung betreffen. Dauerleiden, welche gerade die durch 
die Prüfung zu ermittelnde Leistungsfähigkeit berühren, werden grundsätzlich nicht ausge-
glichen. Letzteres g'ilt nicht, wenn dem Prüfling nur sotche Hitfsmtttel zur Verfügung gestetlt 
werden, die im angestrebten Beruf zur Verfügung stehen würden. 
(15) Studierende, die sich in einer besonderen sozialen Situation (z. B. Schwangerschaft, Erzie-
hung von Kindern oder Pflege von Angehörigen) befinden, können beim Prüfungsaus-
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schuss einen Nachteilsausgleich beantragen. Voraussetzung ist der Nachweis, dass die 
Studentin oder der Student nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der vor-
gesehenen Form abzulegen. In diesen Fällen soll der PA einen Nachteilsausgleich gewäh-
ren. Als Möglichkeiten des Nachteilsausgleichs gilt Abs. 14 Satz 6 entsprechend. Mutter-
schutzfristen sind zu berücksichtigen. 
(1·6) Besondere Teite der Prüfungsordnungen können vorsehen, dass besttmmte Prüfungen erst 
erbracht werden dürfen, wenn zuvor andere Prüfungen, die in den Besonderen Teilen der 
Prüfungsordnung festzulegen sind, erfolgreich absolviert wurden. § 14 Abs. 9 bleibt unbe-
rührt. 
§ 10 
Öffentlichkeit von mündlichen Prüfungen 
Studierende, die sich demnächst der gleichen Prüfung unterziehen wollen, sowi·e andere Mitgtie-
der der Hochschule, die ein eigenes berechtigtes Interesse geltend machen, sind als Zuhörerin-
nen oder Zuhörer bei mündlichen Prüfungen(§ 9 Abs. 4) zuzulassen. Auf Antrag der oder des 
Kandidaten kann auch die Gleichstellungsbeauftragte an den Prüfungen als Zuhörerin teilneh-
men. Dies erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an 
den Prüfling. Auf Antrag eines Prüflings sind die Zuhörerinnen und Zuhörer nach Satz 1 auszu-
schließen. Anträge nach Sätzen 2 und 4 sind an den oder die Prüfenden zu richten . 
§11 
Rücktritt, Versäumnis, Täuschung, Ordnungsverstoß 
(1) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
getroffen werden, können Studierende ihre Meldung zur Prüfung ohne Angabe von Grün-
den bis eine Woche vor dem Termin der Prüfung oder Ausgabe des Themas bzw. der Auf-
gabenstellung zurücknehmen. 
Bei Klausuren ist die Anmeldung bis zum Ablauf des vorletzten Werktags vor dem Klausur-
termin zurücknehmen. Samstage gelten im Sinne dieser Vorschrift nicht als Werktage. 
Sofern in der Besonderen Prüfungsordnung nicht anders geregelt, ist die Abmeldung von 
einer Portfolioprüfung bis eine Woche vor der Abgabe des Modul-Portfolios möglich, es sei 
denn, es sind andere Abmeldefristen zum Beginn der Veranstaltung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 
3 2. Halbsatz bekanntgegeben worden. 
Die Rücknahme ist der Stelle gegenüber schriftlich oder elektronisch zu erklären, die für die 
Anmeldung zuständig war. 
(2) Eine Prüfung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftige 
Gründe 
1. zu einem Prüfungstermin nicht erscheint, 
2. nach Beginn der Prüfung bzw. nach dem für eine Rücknahme zulässigen Zeit-
raum von der Prüfung zurücktritt, 
3. eine Prüfung gemäß § 9 oder die Abschlussarbeit nicht innerhalb der vorgeschrie-
benen Bearbeitungszeit erbringt oder 
4. eine zur Anmeldung oder zur Ablegung für die Wiederholung vorgesehene Frist 
nicht einhält. 
Satz 1 gilt auch, wenn dies das endgültige Nichtbestehen zur Folge hat. 
(3) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen unverzüg-
lich dem Prüfungsausschuss oder den von ihm beauftragten Stellen - sofern in den Beson-
deren Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen zur Zuständigkeit 
getroffen werden - schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden; andernfalls gilt die 
betreffende Prüfung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet. Eine Exmatrikulation und ei-
ne Beurlaubung als solche sind keine triftigen Gründe. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest 
- oder im Einzelfall-, insbesondere bei wiederholter Krankmetdung auf Verlangen des Prü-
fungsausschusses ein amtsärztliches Attest - vorzulegen. Der Krankheit der oder des Stu-
dierenden steht die Krankheit eines von ihr oder ihm überwiegend allein zu versorgenden 
Kindes gleich. Dies gilt ebenfalls im Falle der Krankheit einer oder eines nach ärztlichen 
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Zeugnis pflegebedürftigen nahen Angehörigen der oder des Studierenden, wenn die oder 
der Studierende amtlich, d. h. durch eine offizielle Stelle nachweist, dass sie oder er mit der 
Pflege des nahen Angehörigen betraut ist. Werden die Gründe anerkannt, so wird ein neuer 
Termin, in der Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, anberaumt. Konnte bei einer 
Prüfung der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden, so kann der Ab-
gabetermin hinausgeschoben werden. Der Abgabetermin kann - sofern in den besonderen 
Teilen deiPrüfungsordnung ketne kürzeren Fri·sten bestimmtwerden - in deiRegel· um bts 
zu sechs Wochen verschoben werden. Danach ist bei längerer Krankheit i. d. R. ein neues 
Thema zu stellen. 
(4) Versucht der Prüfling, das Ergebnis seiner Studien- oder Prüfungsleistung durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende 
Studien- oder Prüfungsleistung als mit „nicht bestanden" bzw. „nicht ausreichend" bewertet. 
Schon das Mitführen eines zu Täuschungszwecken geeigneten Hilfsmittels im Prüfungs-
raum gi·lt als Täuschung. Erlaubte Hilfsmittel und· dei Umgang mit zu Täuschung·szweck-en 
geeigneten Hilfsmitteln werden durch die Prüfende oder den Prüfenden vor Prüfungsbeginn 
bekanntgegeben. In besonders schweren Fällen kann der Prüfungsausschuss zusätzlich 
das endgültige Nichtbestehen der Prüfungs- oder der Studienleistung und damit das Schei-
tern in dem Studiengang feststellen . Ein besonders schwerer Fall liegt insbesondere bei 
Plagiaten, Verwendung nicht zugelassener elektronischer Hilfsmittel, auch zur Kommunika-
tion während der Prüfung, bei organisiertem Zusammenwirken mehrerer Personen und bei 
Wiederholungsfällen vor. Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, 
kann von dei odei dem jeweils Prüfenden od·ei Aufsichtsführenden von der Fortsetzung der 
Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht 
ausreichend" bzw. „nicht bestanden" bewertet. Der Prüfling, der nach Satz 1 einer Täu-
schung verdächtig ist, darf nach Herausgabe des Täuschungsmittels die Prüfung fortset-
zen. Das Täuschungsmittel kann bis zum Abschluss des Verfahrens konfisziert werden. 
Das Täuschungsmittel wird spätestens mit Bestandskraft der Entscheidung zurückgegeben. 
§ 12 
Bewertung· der Studien- oder Priifungsleistung und Bildung der Einzel·- und Modulnoten 
(1) Die einzelne Studien- oder Prüfungsleistung wird von der oder dem jeweils Prüfenden oder, 
wenn die Prüfungsleistung von zwei Prüfenden zu bewerten ist, von beiden Prüfenden be-
notet. Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungen sind in der Regel spätestens vier Wochen 
nach Abgabe der jeweiligen Prüfung bekannt zu geben. 
(2) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine besonders hervorragende Leistung, 
2 = gut = eine erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen lie-
gende Leistung, 
3 = befriedigend = eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforde-
rungen entspricht, 
4 =-ausreichend- =-eine Letstung·, die trotz· ihrer Mängel· den Mindestanforderungen 
entspricht, 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen 
nicht genügt. 
Die Notenziffern können zur differenzierten Bewertung um 0,3 erhöht oder erniedrigt wer-
den und sind in dieser Form zur Berechnung der Gesamtnote heranzuziehen. Die Noten 
OJ; 4,3;· 4,7~ 5,3 sind dabei ausgeschlossen. Studienteistungen können nach Satz 1 be-
notet oder mit bestanden/nicht bestanden bewertet werden. Bei der Berechnung der Ge-
samtnote werden die Noten für Studienleistungen nicht berücksichtigt, außer bei der Prü-
fungsform Klausur+. Bei der Notenbildung für Prüfungen, die von mehr als einem oder einer 
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Prüfenden bewertet werden, kann die Endnote auch geringere Abstufungen als 0,3 aufwei-
sen (siehe Absatz 3 Satz 4). 
Bei der Bekanntgabe mittels Aushangs muss der Prüfling wissen, ab wann, wie lange und 
wo der Aushang erfolgt. Die Mindestaushangdauer beträgt einen Monat. Bei einem endgül-
tigen Nichtbestehen hat eine schriftliche Bekanntgabe mit Rechtsbehelfsbelehrung zu er-
folgen. 
(3) Ein Modul wird in der Regel mit einer Studien- und/oder einer Prüfungsleistung abge-
schlossen. Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „be-
standen" bewertet wurde. Wird eine Prüfung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie bestan-
den, wenn beide die Leistung mit mindestens „ausreichend" oder „bestanden" bewerten. 
Die Note einer bestandenen Prüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der von den Prü-
fenden festgesetzten Einzelnoten. Die Begründung der Bewertungsentscheidung mit den 
sie tragenden Erwägungen ist, soweit sie nicht zugleich mit der Bewertung erfolgt, auf An-
trag der· oder- des Studierenden dieser- oder- diesem schriftlich mitzuteilen. Die Begründung 
ist mit der Prüfungsarbeit zu der Prüfungsakte zu nehmen. 
(4) Bei der Bildung der Note gemäß Absatz 3 Satz 4 wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die 
Note lautet: 
Bei einem Durchschnitt bis einschl. 1,5 „sehr gut", 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschl. 2,5 „gut", 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschl. 3,5 „befriedigend", 
bei· etnem Durchschnitt von 3,6 bts etnschL 4,0- „ausreichendq·, 
bei einem Durchschnitt ab 4, 1 „nicht ausreichend". 
(5) Hat ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen, obwohl ihm keine Wiederholungsmöglich-
keit mehr zustand, so wird das Ergebnis der Prüfung nicht gewertet. Entsprechendes gilt in 
der Regel auch, wenn ein Prüfling an einer Prüfung teilgenommen hat, obwohl er nicht zu-
gelassen war. 
(6) Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" be-
wertet wurde. Besteht die Prüfung ausnahmsweise aus mehreren Prüfungs'" und/oder- Stu-
dienleistungen, ist die Prüfung bestanden, wenn jede Prüfungs- bzw. Studienleistung mit 
mindestens „ausreichend" bzw. „bestanden" bewertet wurde, es sei denn, in den Besonde-
ren Teilen ist für konkret zu bezeichnende Prüfungen bestimmt, dass mit „nicht ausrei-
chend" bewertete Prüfungsleistungen durch besser bewertete Leistungen ausgeglichen 
werden. Die Note des Moduls errechnet sich - soweit in den Besonderen Teilen keine an-
derweitigen Regelungen enthalten sind - aus dem nach Leistungspunkten gewichteten 
Durchschnitt der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen. Absatz 2 Satz 6 gilt entspre-
chend·. Modute, die mit etner- Studienleistung· abschließen, gehen nicht in die Bildung der-
Gesamtnote ein. 
§ 13 
Freiversuch, Wiederholung von Prüfungen 
(1) Erstmals nicht bestandene Prüfungen können zweimal wiederholt werden. Nach dem Be-
stehen ist, sofern kein Freiversuch gern. Absatz 2 vorliegt, keine Wiederholung mehr mög-
lich. 
(2) Wird der erste Versuch im Rahmen der Regelstudienzeit abgelegt, gilt dieser als Freiver-
such. Ein Freiversuch hat zur Folge, dass die Prüfung auch bei Bestehen zur Notenverbes-
serung nach Anmeldung einmal spätestens am Ende des übernächsten Semesters wie-
derholt werden kann, dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis. Gründe, welche einen 
Rücktritt gemäß § 11 Abs. 3 rechtfertigen, führen nur auf Antrag zu einer Verlängerung des 
Zeitraums in der eine Prüfung als Freiversuch abgelegt werden kann. Eine Notenverbesse-
rung bei einer mit 1,0 bewerteten Prüfung ist ausgeschlossen. Ein zweiter Freiversuch der-
selben Prüfung ist ausgeschlossen. Die vorgenannten Freiversuchsregelungen getten nicht 
für die Fertigung der Studien-, Bachelor- oder Masterarbeit. 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) Seite 12 
(3) Nach Erreichen der zum Bestehen des Studiengangs notwendigen Leistungspunkte be-
steht ein Anspruch auf Wiederholung einer Prüfung nur dann, wenn innerhalb von zwei 
Wochen nach Erreichen der notwendigen Leistungspunkte eine Mitteilung der Verbesse-
rungsabsicht an das Prüfungsamt erfolgt ist. 
(4) Sofern der Freiversuch nicht in einem Pflichtbereich abgelegt wurde, ist ein Wechsel des 
Prüfungsfachs - vorbehaltlich anderer Regelungen in den besonderen Tetlen der Prfr-
fungsordnung - bis zum Ende des übernächsten Semesters möglich. In den Besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung kann ferner geregelt werden, dass außerhalb der Regelstudi-
enzeit in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in Wahl- oder Wahlpflichtfächern, die im 
ersten Versuch nicht bestanden wurden, nicht wiederholt werden müssen. In beiden Fällen 
ist dieses dem Prüfungsausschuss durch den Prüfling mitzuteilen. 
(5) Wird die Prüfungsleistung auch in dem letzten Versuch erneut mit „nicht ausreichend" be-
wertet oder gilt sie als mit „nicht ausreichend~- bewertet, so ist die Bachelor- oder Master-
prüfung endgültig nicht bestanden. Sofern es sich bei dieser Wiederholungsprüfung um ei-
ne Klausur oder Klausur+ handelt, darf die Note „nicht ausreichend" nur nach mündlicher 
Ergänzungsprüfung getroffen werden. Diese mündliche Ergänzungsprüfung wird von zwei 
Prüfenden abgenommen; im Übrigen gilt § 9 Abs. 4 entsprechend. Die Prüfenden setzen 
die Note der Wiederholungsprüfung, die nur „ausreichend" oder „nicht ausreichend" lauten 
kann, unter angemessener Berücksichtigung der schriftlichen Leistungen und des Ergeb-
nisses der mündlichen Ergänzungsprüfung fest. Die mündliche Ergänzungsprüfung ist aus-
geschlossen, wenn dte schriftliche Prüfung·sleistung gemäß § n Abs. 2 oder Abs. 4 als mit 
„nicht ausreichend" bewertet gilt. Der Prüfling muss innerhalb eines Monats nach Notenbe-
kanntgabe der schriftlichen Leistung einen Termin für die mündliche Ergänzungsprüfung 
mit der oder dem Prüfenden vereinbaren und dem Prüfungsausschuss oder der von ihm 
beauftragten Stelle mitteilen. Der Termin der mündlichen Ergänzungsprüfung soll von der 
oder von dem Prüfenden so festgelegt werden, dass er bis spätestens zwei Monate nach 
Notenbekanntgabe der schriftlichen Leistung stattgefunden hat. Dem Prüfling soll die Ein-
sicht in die nicht bestandene Klausur vor dem Prüfungstermin ermöglicht werden. Sofern 
der Prüfungstermin dem Prüfungsausschuss vom Prüfling· nicht innerha·lb der Monatsfrist 
mitgeteilt wird, wird dem Prüfling vom Prüfungsausschuss ein Termin für die mündliche Er-
gänzungsprüfung zugeteilt. In den besonderen Teilen der Prüfungsordnungen können zum 
Verfahren abweichende Regelungen getroffen werden. Ist der Prüfling zur Prüfung nicht 
erschienen, wird die mündliche Ergänzungsprüfung und damit die gesamte Prüfung gern. § 
11 Abs. 2 APO mit der Note 5,0 bewertet und hat gemäß§ 17 Abs. 3 APO das endgültige 
Scheitern im Studium zur Folge. Bei Vorliegen triftiger Gründe gemäß § 11 Abs. 3 APO 
kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die Frist verlängern. Diese Gründe müssen dem 
Prüfungsausschuss gegenüber·unverzügtich schriftlich dargelegtwerden. 
(6) Die Verfahrensbestimmungen für Prüfungen gelten auch für Wiederholungsprüfungen, so-
fern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
geschaffen werden. 
§ 14 
Bachelor- / Masterarbeit 
(1-) Die Bachelor- oder Masterarbeit soll zeig·en, dass der Prüfling in der Lage ist, innerhalb 
einer vorgegebenen Frist ein Problem aus der gewählten Fachrichtung selbstständig nach 
wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Thema und Aufgabenstellung der Arbeit müs-
sen dem Prüfungszweck (§ 2) und der Bearbeitungszeit nach Absatz 5 entsprechen. Die 
Art der Aufgabe und die Aufgabenstellung müssen mit der Ausgabe des Themas festliegen. 
Studierende müssen bis zum Erbringen der letzten Leistung in dem entsprechenden Studi-
engang bzw. zum Zeitpunkt der Abgabe der Abschlussarbeit immatrikuliert sein. 
(2} Dte Bachelor- oder Masterarbeit kann bei geeigneter ThemensteHung in Form einer Grup-
penarbeit angefertigt werden. Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzel-
nen Prüflings muss auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen ob-
jektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen 
nach Absatz 1 entsprechen. 
Allgemeiner Teil. der Prüfungsordnung. {APO.). Seite.1.3. 
(3) Das Thema der Arbeit kann von den Mitgliedern der Hochschullehrergruppe und den 
hauptamtlich tätigen Privatdozentinnen und Privatdozenten der für den Studiengang jeweils 
verantwortlichen Fächern vergeben werden. Das Thema kann auch von den im Ruhestand 
befindlichen Professorinnen und Professoren der Fächer und mit Zustimmung des Prü-
fungsausschusses auch von weiteren zur Abnahme von Prüfungen berechtigten Personen 
gern. § 5 Abs. 1 vergeben werden. Im Fall von Satz 2 muss die oder der Zweitprüfende 
hauptamtliche Professorin oder-hauptamt1tcher- Professor- des Faches setn. 
(4) Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden festgelegt. Auf Antrag sorgt der Prü-
fungsausschuss dafür, dass der Prüfling rechtzeitig ein Thema erhält. Die Ausgabe des 
Themas erfolgt über den Vorsitz des Prüfungsausschusses oder über von ihm beauftragte 
Stellen; die Ausgabe ist aktenkundig zu machen. Mit der Ausgabe des Themas werden die 
oder der Prüfende, die oder der das Thema festgelegt hat (Erstprüfende oder Erstprüfen-
der), und die oder der Zweitprüfende bestellt. 
(5) Sofern in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung keine anderen Regelungen enthal-
ten sind, werden für die Bachelorarbeit 12 und für die Masterarbeit 30 Leistungspunkte ver-
geben, wobei die Bearbeitungszeit drei bzw. sechs Monate beträgt. Das Thema kann nur 
einmal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit nach Satz 1 zurückgege-
ben werden. Auf begründeten Antrag kann der Prüfungsausschuss im Einzelfall die Bear-
beitungszeit ausnahmsweise um bis zu einem Drittel verlängern. In den Besonderen Teilen 
der Prüfungsordnung können die in Satz 1 und Satz 3 genannten Fristen verkürzt werden. 
(6) Bei der Abgabe der Arbeit hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er die Arbeit - bei 
einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbstständig 
verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Im 
Übrigen gilt§ 9 Abs . 11 entsprechend. 
(7) Sofern in den Besonderen Tei len der Prüfungsordnungen keine abweichenden Regelungen 
zur Form getroffen werden, ist die Arbeit- in der Regel in zwei gebundenen Exemplaren 
und· zusä1zlieh in elektronischer Form - fris1gemäß bei· der- oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses bzw. den von ihm beauftragten Stellen abzuliefern; der Abgabezeitpunkt 
ist aktenkundig zu machen. 
(8) Die Arbeit ist in der Regel innerhalb von vier Wochen nach ihrer Abgabe durch beide Prü-
fende nach§ 12 Abs . 2 bis 4 zu bewerten . 
(9) Zur Bachelor- oder Masterarbeit wird nur zugelassen, wer die in den Besonderen Teilen der 
Prüftmgsordntmg festgetegten Vorausse1zungen erfü11t und· von den zum erfolgretchen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungspunkten (ohne Berücksichtigung der auf die 
Abschlussarbeit entfallenden Punkte) mindestens ein Drittel der Punkte an der Technischen 
Universität Braunschweig erworben hat. Auf Antrag kann der Prüfungsausschuss Ausnah-
men zulassen. 
(10) Die Besonderen Teile der Prüfungsordnung können regeln, dass im Zusammenhang mit der 
Bachelor-/ Masterarbeit ein Kolloquium oder eine Präsentation durchzuführen ist. Die nähe-
ren Einzelheiten, auch zur Vergabe von Leistungspunkten, sind ebenfaUs in den Besonde-
ren Teilen der Prüfungsordnung zu bestimmen. 
§ 15 
Wiederholung der Bachelor-/Masterarbeit 
Die Bachelor- oder Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht ausreichend" bewertet wurde oder als 
mit „nicht ausreichend" bewertet gi lt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist 
ausgeschlossen. Eine Rückgabe des Themas ist bei der Wiederholung der Arbeit nur zulässig, 
wenn von di"eser- Mögtichkeit nrcht schon bet der- ersten Arbeit (§ 14 Abs. 5 Satz 2} Gebrauch 
gemacht wurde. Die Ausgabe des Themas für die Wiederholung der Arbeit muss spätestens drei 
Monate nach Bekanntgabe des Ergebnisses der ersten Arbeit beantragt werden, sofern nicht auf 
Grund der Vorgaben in den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung vom Prüfungsausschuss 
Termine für die Ausgabe des Themas für Wiederholungsarbeiten vorgegeben werden. Wird die 
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Frist nicht eingehalten, so weist der Prüfungsausschuss in Absprache mit einer oder einem Erst-
prüfenden ein Thema zur Bearbeitung zu. 
§ 16 
Ergebnis der Prüfung, Beendigung des Studiums 
(t) Die Bacheloi- odei Masterprüfung tst bestanden, wenn sämtttche nach den Besonderen 
Teilen der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfungen einschließlich der jeweiligen Ab-
schlussarbeit mit mindestens „ausreichend" bewertet und die ggf. erforderlichen Studienle-
istungen bestanden wurden und die erforderliche Anzahl von in der Regel 180 bzw. 120 
Leistungspunkten erreicht wurde. 
(2) Die Gesamtnote der Bachelor- oder Masterprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt 
der nach Leistungspunkten gewichteten Noten für die Module einschließlich der Bachelor-
odei Masterarbeit,- § 12 Abs. 4 tmd 6 gilt entsprechend·. Sofern innerhalb eines Moduls 
mehr Leistungspunkte erworben wurden als nach der Prüfungsordnung vorgegeben, geht 
in die Berechnung der Modulnote nur die der Prüfungsordnung entsprechende Punktzahl 
chronologisch nach Prüfungsdatum des ersten Prüfungsversuchs ein. Sofern in den be-
sonderen Teilen der Prüfungsordnung nicht anders geregelt, errechnet sich die Modulnote 
aus dem Durchschnitt der Leistungspunkte aller eingegangenen Prüfungen. Das Modul 
wird nur mit den in der Prüfungsordnung angegebenen Leistungspunkten gezählt. 
Werden mehr Module absolviert als nach der Prüfungsordnung vorgegeben und werden die 
Prüfungen auch nicht ats Zusa1zprüftmgen gekennzetchnet, gehen - sofern dte Besonderen 
Teile der Prüfungsordnungen nichts anderes vorsehen - die Modulnoten in die Berechnung 
der Gesamtnote chronologisch nach Modulabschlussdatum ein, bis die maximale Anzahl 
von Leistungspunkten erreicht bzw. überschritten ist. 
Pflichtmodule und die Abschlussarbeit gehen mit der vollen Leistungspunktezahl des Mo-
duls in die Gesamtnote ein. Die Gesamtnote wird dabei ebenfalls aus dem Durchschnitt al-
ler eingegangenen Module berechnet. In den Besonderen Teilen der Ordnung kann gere-
gelt werden, dass bei der Berechnung der Gesamtnote die Noten bestimmter Prüfungen 
besonders gewichtet odei auf Antrag· nicht berücksichti·gt werden. Eine Nichtberücksichti-
gung von Noten kommt - sofern die Besonderen Teile der Prüfungsordnungen nichts ande-
res vorsehen - begrenzt auf maximal 12 Leistungspunkte im Rahmen des Bachelor- und 1 O 
LP im Rahmen des Masterstudiums in Betracht. Eine teilweise Nichtberücksichtigung von 
Leistungspunkten eines Moduls ist dabei nicht zulässig. In den Besonderen Teilen der Ord-
nung kann geregelt werden, dass bei insgesamt hervorragenden Prüfungsleistungen das 
Prädikat „mit Auszeichnung bestanden" verliehen wird. 
(3) Das Studtum ist endgültig „ntcht bestandenq·, wenn 
- auf Grund einer schweren Täuschung gemäß § 11 Abs. 4 S. 2 das endgültige Scheitern 
in einem Prüfungsfach festgestellt wurde, 
- eine Wiederholungsmöglichkeit für eine nicht bestandene Prüfungsleistung nicht mehr 
besteht oder 
- die Bachelor-/Masterarbeit auch im Wiederholungsfall mit „nicht ausreichend" bewertet 
wurde oder als mit „nicht ausreichend" bewertet gilt. 
(4) Dei Prüfungsanspruch erlischt bei· auslaufenden Studiengängen spätestens nach Ablauf 
der doppelten Regelstudienzeit, gerechnet von dem Zeitpunkt der letzten Einschreibemög-
lichkeit zum ersten Semester. 
Der Prüfungsausschuss kann in besonderen sozialen oder persönlichen Härtefällen, etwa 
Krankheitsfällen oder der Pflege Angehöriger, die Frist verlängern. 
Das frühere oder spätere Erlöschen des Prüfungsanspruchs aufgrund anderer Regelungen 
bleibt unberührt. 
Das Erlöschen des Prüfungsanspruchs zieht die Exmatrikulation zum Ende des Semesters 
nachsieh. 
§ 17 
Zeugnisse und Bescheinigungen 
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(1) Hat der Prüfling die Bachelor- oder Masterprüfung bestanden, so erhält er unverzüglich, 
möglichst innerhalb von acht Wochen, ein Zeugnis, in dem insbesondere die Gesamtnote, 
die abgelegten Module mit den dazugehörigen Leistungspunkten und Noten sowie das 
Thema der Abschlussarbeit und deren Note und Leistungspunktzahl aufgeführt werden. 
Für Zeugnisse mit dem Abschlussdatum ab dem 1. Oktober 2013 ist das Zeugnis entspre-
chend der in Anlage 1 beigefügten Muster zu erstellen. Als Datum des Zeugnisses ist der 
Tag anzugeben, an dem die letzte Studien- oder Prüfungsleistung abgegeben bzw: münd:.. 
lieh erbracht wurde. Zusammen mit dem Zeugnis wird dem Prüfling eine Bachelor- oder 
Masterurkunde gemäß dem in Anlage 2 beigefügten Muster ausgestellt. Darin wird die Ver-
leihung des akademischen Grades beurkundet. Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Dem 
Zeugnis wird ein Diploma Supplement (Anlage 3) beigefügt, das eine Beschreibung der 
durch den jeweiligen Studiengang erworbenen Qualifikationen enthält. Zeugnis, Urkunde 
und Diploma Supplement werden in deutscher und englischer Sprache ausgestellt und tra-
gen die Namen bzw. die Unterschrift derjenigen Amtswalter, die zum Zeitpunkt der Ausstel-
lung der Dokumente das jeweilige Amt innehaben. 
(2) Zusätzlich zur Gesamtnote wird im Zeugnis eine ECTS-Note nach folgender relativer Skala 
aufgeführt: 
„A": beste 10 % 
„B": nächste 25 % 
„C": nächste 30 % 
„D<!:- nächste 2·5 % 
„E": nächste 10 %. 
Bezugsgröße sind die erzielten Gesamtnoten der Absolventen der vorangegangenen vier 
Semester (ohne das laufende Semester). Dies gilt auch dann, wenn sich die Prüfungsord-
nung geändert hat, jedoch der Inhalt des betreffenden Studiengangs im Wesentlichen un-
verändert geblieben ist. Die Bildung der entsprechenden Kohorten erfolgt am 31.10. bzw. 
30.04. eines Jahres. Die ECTS-Note wird nur aufgeführt, wenn die Gesamtzahl der vergli-
chenen Noten mindestens 30 beträgt. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnung kann 
gereg·elt werden, dass im Zeugnis auch für Einzelnoten eine ECTS-Note zusätzlich anzu-
geben ist. 
(3) Hat ein Prüfling noch nicht alle Leistungen erbracht oder alle Leistungen erbracht, die je-
doch noch nicht vollständig bewertet wurden , so wird ihm auf Antrag gegen Vorlage der 
entsprechenden Nachweise vom Prüfungsausschuss eine schriftliche Bescheinigung aus-
gestellt. Diese Bescheinigung enthält die zum Zeitpunkt der Fertigung der Bescheinigung 
vorliegenden bestandenen oder teilweise bestandenen Module mit deren Noten und die er-
reichten Leistungspunkte. Wird die Bescheinigung vor dem Erbringen der letzten Prüfung 
beantragt, so weist dte Beschetntgung dteses aus. ln jedem Falt gibt dte Beschetntgung dte 
zum Bestehen der Bachelor- oder Masterprüfung noch fehlenden Leistungspunkte bzw. 
noch ausstehende Benotungen an. Bei teilweise absolvierten oder erst teilweise benoteten 
Modulen werden die auf die abgelegten Prüfungen fiktiv entfallenden Leistungspunkte aus-
gewiesen. Auf Antrag wird zusätzlich eine Bescheinigung ausgestellt, die lediglich die er-
brachten Prüfungen ausweist. 
(4) Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene Bachelor- oder Masterprüfung wird 
durch den Prüfungsausschuss in schriffüchei Form erteilt. Der Bescheid ist mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Bescheinigung gemäß Absatz 3 Satz 1 wird 
auch ohne Antrag ausgestellt und beigefügt. 
§ 18 
Zusatzprüfungen 
(1) Studierende können über den für die einzelnen Studiengänge vorgesehenen Umfang hin-
aus leistungspunkte bts zum Ende des Semesters erwerben, in dem dte Prüfungs- und 
Studienleistungen, die zum Abschluss des Studiums erforderlich sind, vollständig erbracht 
wurden. Die oder der Studierende hat vor Anmeldung beim Prüfungsausschuss zu bean-
tragen, dass die Prüfung als Zusatzprüfung gewertet werden soll. Dabei können - sofern 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) Seite 16 
entsprechende Kapazität zur Verfügung steht - auch Studienangebote aus anderen Ba-
chelor- oder Masterstudiengängen genutzt werden. Studierende aus Bachelorstudiengän-
gen können in diesem Zusammenhang maximal 35 Leistungspunkte aus Masterstudien-
gängen erwerben. In den Besonderen Teilen der Prüfungsordnungen kann geregelt wer-
den, dass - nach Wahl des Studierenden - in maximal drei Fällen Prüfungsleistungen in 
Wahl- und Wahlpflichtbereichen, die bestanden wurden, durch Zusatzprüfungen des ent-
sprechenden Waht bzw: Wah1pf1tchtbereiches ersetzt werden können. 
Unberührt spezieller Regelungen müssen Prüfungen, die als Zusatzprüfungen gelten sol-
len, vor Ablegung der letzten Prüfung, die zum Bestehen des Studiums erforderlich ist, 
beim Prüfungsausschuss angemeldet werden. Abweichend von § 17 wird das Zeugnis ent-
sprechend zu einem späteren Zeitpunkt erstellt. 
(2) Das Ergebnis der Zusatzprüfungen und die erreichte Zahl der Leistungspunkte wird auf 
Antrag in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote nicht mit 
einbezogen. 
§19 
Einstufungsprüfung 
(1) Abweichend von den Regelungen zur Zulassung zu den Prüfungen der Bachelor-
/Masterprüfung und zu der Abschlussarbeit kann auch zugelassen werden, wer in einer 
Einstufungsprüfung nachweist, dass er über Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, die in be-
stimmten Modulen des betreffenden Studrenganges vermittelt werden. 
(2) Zur Einstufungsprüfung wird nur zugelassen, wer in einem Bewerbungsverfahren 
1. die Berechtigung zum Studium in dem entsprechenden Studiengang nachweist, 
2. eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine fünfjährige Berufstätigkeit in einem 
dem Studium in dem gewählten Studiengang förderlichen Beruf nachweist oder über 
entsprechende anderweitig erworbene praktische Erfahrungen verfügt und 
3. den Erwerb der für die Einstufungsprüfung erforderlichen Kompetenzen glaubhaft 
macht. 
(3) Zur Einstufungsprüfung wird nicht zugelassen, wer für einen Studiengang dieser Fachrich-
tung an einer Hochschule eingeschrieben ist oder in den drei vorangegangenen Jahren 
eingeschrieben war oder wer eine Vorprüfung, Bachelor-/Masterprüfung oder eine entspre-
chende staatliche oder kirchliche Prüfung, eine Einstufungsprüfung oder Externenprüfung 
in einem solchen Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder zu einer Einstufungsprü-
fung oder Externenprüfung in einem solchen Studiengang endgültig nicht zugelassen wur-
de. 
(4) Der Antrag auf Ablegung der Einstufungsprüfung ist an den zuständigen Prüfungsaus-
schuss zu richten. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. eine Erklärung darüber, in welchem Umfang und für welche Module die Anerkennung 
von Leistungspunkten beantragt wird, 
2. die Nachweise nach Absatz 2, 
3. eine Darstellung des Bildungsganges und der ausgeübten beruflichen Tätigkeiten, 
4. Erklärungen nach Absatz 3. 
(5) Über den Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss. Ist es der Bewerberin oder dem Be-
werber nicht möglich, eine nach Absatz 4 erforderliche Unterlage in der vorgeschriebenen 
Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu 
führen. 
(6) Ergeben sich Zweifel hinsichtlich der in Absatz 2 Nrn. 2 und 3 genannten Voraussetzungen, 
so kann der Prüfungsausschuss bestimmen, dass ein Fachgespräch mit der Bewerberin 
oder dem Bewerber von mindestens 30 Minuten Dauer durchgeführt wird. Der Prüfungs-
ausschuss bestellt hierfür zwei Prüfende, eine der prüfenden Personen muss der Hoch-
schullehrergruppe angehören. Im Übrigen findet§ 9 Abs. 4 entsprechende Anwendung. Die 
beiden Prüfenden stellen fest, ob die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nrn. 2 und 3 gege-
ben sind. Die Bewerberin oder der Bewerber hat nach der Mitteilung des Ergebnisses des 
Angemeiner· Teil der·Pri:iftmgsordnung (APO} Seite H 
Fachgespräches das Recht, den Antrag zurückzuziehen oder hinsichtlich Absatz 4 Satz 2 
Nr. 1 zu ändern. 
(7) Über das Ergebnis des Antragsverfahrens wird ein schriftlicher Bescheid erteilt. Zugelasse-
ne Personen haben unbeschadet der immatrikulationsrechtlichen Vorschriften das Recht, 
sich als Gasthörerin oder Gasthörer durch den Besuch von Lehrveranstaltungen über die in 
den betreffenden Modulen vermittelten Kenntnisse und Kompetenzen zu tnformieren. Ntcht 
zugelassene Personen können das Bewerbungsverfahren einmal wiederholen. In dem Be-
scheid nach Satz 1 wird ein Zeitraum festgelegt, innerhalb dessen eine Wiederholung des 
Bewerbungsverfahrens unzulässig ist. Dieser Zeitraum darf ein Jahr nicht unterschreiten 
und drei Jahre nicht überschreiten. 
(8) Die Art der Prüfungen und die Prüfungstermine für die Einstufungsprüfung werden vom 
Prüfungsausschuss festgesetzt. Die Einstufungsprüfung ist hinsichtlich des Verfahrens 
nach den gleichen Grundsätzen durchzuführen wie die entsprechenden Prüfungen in die-
sem Studiengang. Die Anforderungen bemessen sich nach den Prüfungsinhalten der den 
betreffenden Modulen zugeordneten Prüfungen bzw. richten sich nach den in den Modulen 
vermittelten Kompetenzen. In geeigneten Fällen können die Prüfungen zusammen mit den 
Prüfungen für die Studierenden dieses Studienganges abgenommen werden. 
(9) Für die Bewertung und die Wiederholung der Prüfungen für die Einstufungsprüfung gelten 
die§§ 9, 10, 11, 12, 13 entsprechend. 
(10) Über das Ergebnis der Einstufungsprüfung ergeht ein schriftlicher Bescheid. Der Bescheid 
kann unter der Bedingung ergehen, dass bestimmte Prüfungen innerhalb einer bestimmten 
Frist nach Aufnahme des Studiums erbracht werden. Der Bescheid kann auch eine Einstu-
fung in ein anderes Semester vorsehen, als beantragt wurde. Im Zeugnis gern. § 18 Abs. 1 
werden nur die Leistungen berücksichtigt, die nach Beginn des Studiums absolviert wur-
den. 
§20 
Ungültigkeit der Prüfung 
(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung 
des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Prüfung ganz 
oder teilweise für „nicht bestanden" erklären bzw. die Note ändern. 
(2) Waren die Voraussetzungen für- di·e Zutassung- zu einer- Prüfung- nicht erfüllt, ohne dass der-
Prüfling hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Wur-
de die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss un-
ter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger Verwal-
tungsakte. 
(3) Dem Prüfling ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit mit 
dem Prüfungsausschuss zu geben. 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach § 18 zu ersetzen . Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die 
Bachelor- oder Masterurkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund einer Täuschung 
für „nicht bestanden" oder „nicht ausreichend" erklärt wurde. Eine Entscheidung nach den 
Absätzen 1 und 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungs-
zeugnisses ausgeschlossen. 
§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakte 
(1) Dem Prüfling wird auf Antrag nach Abschluss jeder Prüfung Einsicht in seine schriftlichen 
Prüfungsarbeiten, in die Bemerkungen der Prüfenden und in die Prüfungsprotokolle ge-
Allgemeiner Teil. der. Pr.üfungsor.dnung. (APO) Seite 1.8. 
währt. Der Antrag ist spätestens innerhatb eines Jahres nach Abschluss der Prüfungen 
bzw. der Bachelor-/Masterarbeit oder des Bescheides über die nichtbestandene Prüfung 
beim Prüfungsausschuss zu stellen. Der Prüfungsausschuss bestimmt Ort und Zeit der 
Einsichtnahme. 
(2) Unabhängig von Absatz 1 wird der Termin zur Einsicht in die bewerteten Klausurarbeiten in 
der-Reget-von den Prüfenden bekanntgegeben. 
§ 22 
Hochschulöffentliche Bekanntmachungen 
(1) Dieser Allgemeine Teil der Prüfungsordnung sowie die Besonderen Teile der Prüfungsord-
nung sind hochschulöffentlich bekannt zu machen. Die einzelnen Prüfungsausschüsse sor-
gen dafür, dass die Studierenden in geeigneter Weise von dieser Prüfungsordnung und den 
Besond·eren Teilen derPrüfung-sordnung· Kenntnis nehmen können. 
(2) Der Prüfungsausschuss oder die von ihm beauftragten Stetten können Entscheidungen und 
andere Maßnahmen, die nach dieser Prüfungsordnung getroffen werden, insbesondere die 
Zulassung zur Prüfung, Versagung der Zulassung, Melde- und Prüfungstermine und -fristen 
sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich in ortsüblicher Weise bekannt machen. Da-
bei sind datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten. 
§ 23 
Einzelfallentscheidungen, Widerspruchsverfahren 
(1) Nach§ 12 gebitdete Einzet- oder Modutnoten werden von der oder dem Prüfenden bzw. für 
diese oder diesen bekannt gegeben. Noten von Abschlussarbeiten, Noten des letzten Ver-
suchs sowie das endgültige Nichtbestehen des Studiums werden von dem oder für den 
Prüfungsausschuss bekannt gegeben. Sofern aus den einzelnen Vorschriften nichts ande-
res hervorgeht, werden sonstige Entscheidungen nach dieser Prüfungsordnung durch den 
Prüfungsausschuss getroffen. Abweichungen in den Besonderen Teilen der Prüfungsord-
nungen sind· mögHch. 
(2) Wenn ein Verwattungsakt des Prüfungsausschusses angegriffen wird, ist - sofern das Wi-
derspruchsverfahren statthaft ist - der Fakultätsrat die Widerspruchsbehörde. Wenn ein 
Verwaltungsakt einer Behörde, die nicht der Prüfungsausschuss oder Fakultätsrat ist, an-
gegriffen wird, ist - sofern das Widerspruchsverfahren statthaft ist - der Prüfungsaus-
schuss die Widerspruchsbehörde. Notenverschlechterungen sind im Widerspruchsverfah-
ren ausgeschlossen. Für Überdenkensentscheidungen gegen Bewertungen, die nicht Ver-
waltungsakte sind, gelten die Vorschriften des Widerspruchsverfahrens sinngemäß. 
§ 24 
Übergangsvorschriften, Anwendungsbereich 
Sofern sich Besondere Teile der Prüfungsordnung auf eine vorhergehende Fassung des 
Allgemeinen Teils der Prüfungsordnung beziehen, sind die Verweise so zu verstehen, dass 
an die Stelle der zuvor in Bezug genommenen Vorschriften diejenigen Normen treten, wel-
che di·e in Bezug· g·enommenen Thematiken enthalten. Dies gilt auch dann, wenn di·e Neu-
fassung der Allgemeinen Prüfungsordnung von der bisherigen Fassung abweicht. Soweit 
eine Prüfung oder ein Austandsaufenthalt zu Studienzwecken bereits begonnen wurde, ist 
§ 6 Abs. 9 nicht anzuwenden. 
§ 25 
Inkrafttreten 
Dieser-Allgemeine Tett de1Prüfung-sordnung tritt am 0-1.0-4.20-18 in Kraft. Gteichzeitig tritt 
der bisher geltende Allgemeine Teil der Prüfungsordnung, TU-Verkündungsblatt Nr. 908 
vom 12.09.2013, außer Kraft. 
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Anlage 1 
c·~a~~ Carl-F ried rich-Gauß-Fakultät 
~'1A1tJ~ Technische ~ J'J ~ Universität \?fi .. ~l Braunschweig 
<\rsc~ 
ZEUGNIS 1 CERTIFICATE 
Bachelor of Science 
Herr 1 Mr. 
Ma1C Must~r 
geboren am 1 born on 
09. September i998 in Braunschweig 
bestand die Bachelorprüfung im Studiengang 1 successfully completed the bachelor degree in 
Wirtschaftsinformatik ]" Business Information Systems 
am i4. September 2017 
mit der Gesamtnote 1 with an overall grade of 
sehr gut 1 excellent 
(1,4) (14) 
ECTS-Note A 1 ECTS-Gmle A 
Modul@ iiiiiil$.iil.ii- Transcrtpl of Records Af$H&•-
Pflichtbereich Wirtschaftsinformatik Compulsory Discipline Business lnfonnation Systems 
Methoden und Modelle der 5. sehr .gut l,_O Methods and Models cf Business 5. excellent l.O 
Wirtsclicrftsinformcitik Information Systems 
Einführung in die Wirtschafts infonnatik gut 2,0 lntroduction to Business Information good 2.0 
Systems 
Projekt:i rbe it 10 sehr gut l ,j Project Work 10 excel lent l.j 
Taktisches 1 nformationsm;,i nagement sehr g ut 1,0 l;;i ctica l Information Management excellent 1.0 
Software Engineering l gut 2,0 Software Engineering i good 2.0 
Software-Entwicklungspraktikum bestanden Software Engineering Lab passed 
Pflichtbereich Wirtschaftswissenschaften Compulsory Discipline Econornic Sciences 
Grundlagen der Vo lkswirtschaftslehre sehr gut l,O Basics ofEcono mics excellent 1 .0 
Betriebliches Rechnungswesen gut 2,0 Acco unting good 2.0 
Grundlagen der Betriebswirtschafts1e1ire - 6 sehr g ut l,O Basics ofBusiness-stud ies -P rod uction 8c exce11ent ).0 
Produktion 8( Logistik und Fin<rnzwirtschaft Logistics an d Finance 
Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre - gut 2,0 Basics of Business Studies - Management good 2.0 
Unternehmensführung und Marketing and Marketing 
Grundlagen der Rechtswissenschaften sehr gut 1,0 Basics of Law excel lent 1.0 
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Module IM!l!.!j.!i!.11-
Pflichtbft"eich Informatik 
Programmieren 1 
Progra mmieren II 
Computernetze 1 
Relationale Datenbanksysteme 1 
Algorithmen und Datenstrukturen 
Pflichtbereich Grundlagen 
Antttysis,fü r Informatiker 
Lineare Algebr.i für Wirtschaftsinformatiker 
Quantibtive Methoden in den 
Wi rtsdiaftswissenschafu:n 
Wahlpflichtbereich Wirtscforftsinformatik 
Ve rtiefung - Dedsion Support 
Vertiefung - Informations management 
Wahlpflichtbereich Wirtsch:oftswissensch:often 
Vertiefung - Unternehmensrechnung AE 
Vertiefu ng - Volkswirtschaftslehre AE 
Vertiefun g - M<1rketing 
Wahlpflichtbereich Informatik 
Programmieren für Fortgcscli ri ttene 
Theo reti sche lnform<1tik 1 
Professionalisierung 
Überf.ichliche Qua lifilmionen Bachelor 
Wirtschaftsinformatik 2 
Wirtschaftspolitik und -soziologie 
ff-PraKiS-
Überf.ichliche Qualifi lmionen Bachelor 
Wirtschaftsinformat ik 3 
Bachelorarbeit 
Thema der 8:,;ichelorarkit 
Zusabpr.iifungen' 
Zusatzprüfung Deutsch Text 1 
Zusatzprüfung Deutsch Text 2 
Vertiefung Geschäftsprozess- und 
Projektmanagement 
Braunschweig, 20. November 2017 
Pro{ Dr. Muskr Name 
Dekan 1 Dean 
Ca rl-Friedrich-Gauß-Fakuhät 
10 
12 
gut 
sehr gut 
gut 
gut 
sehr g ut 
sehr gut-
gut 
gut 
sehr gut 
sehr gut 
sehr g ut 
gut 
sehr g ut 
sehr gut 
gut 
besUnden 
bestanden 
bestanden 
bestanden 
gut 
sehr gut 
ausreichend 
gut 
2,0 
l,O 
2,0 
2,0 
1,0 
l, O· 
2,0 
2,0 
1,0 
1,0 
1,0 
2,0 
l,O 
l,O 
2,0 
2 ,0 
1,0 
Siege/;hdruck 
Notcnstu~n: s.chrgut{l.os: d s: t.s), gut(1,6s: ds: l,S}. befriedigend (2,6:s d s:3,s),ausrcichcnd ß,6 s d s: 4,0} 
Bei d" •.• .,...rd ' bGC$.lmtnotc dn Prädikat mitAus.rciehnunsvcrgcbcn. •Bei dcrBcrcdrnungdcrG~mtn otc 
unberOdcsid'ltigt.M.Ancrkanntaus: •.. 
ECTS N-otcA(bcstc 10 %), 8(nJchstc2s %), C(nJ<hstc30%). D(nJchstc 25%), E(nJchste io %) 
AllgemeirrerTeil der Prüfurrgsordnurrg (APO) 
lransc-ript of Rec-ords 
--Cornpulsory Discipline Computer Sdence 
Programming 1 
Programm ing 11 
Computer Network:s 1 
Relational database systems 1 
Algorithms and Data St ructures 
Compulsory Discipline ßasics 
Anatysis for-Co mputer Scientists 
Linea r Algebra for Business Information 
Systems Specia lists 
Quantitative Methods in Economi c Sciences 
10 
good 
excellent 
good 
good 
excellent 
excellent 
goo d 
good 
Compulsory Elective Discipline Business lnfonnation Systems 
Specia li sation - Decis ion Support 6 
Specialisation - Informatio n Management 
Compulsory Elective Discipline Economic Sciences 
Special isation - Management Acco unting AE 6 
Specia li sation - Economics AE 
Specia li sation - Marketing 
Compulsory Elective Discipline Computer Sdence 
Advanced Course in Programming 
Theoretioil Computer Science l 
Professionalisation 
lnterdisciplina ry Qua lifications Bachelor 
Business Information Systems 2 
Economic Sodology :,;ind Econo mic Polky 
IT-E.xperienc:e 
lnte rdisciplinary Quolifications Bachelor 
Business Information Systems 3 
Bad1elor's Thesis 
The same in e nglis hl 
Addiüonol.Exam>' 
Additonal Exam English Text 1 
Additonal Exam English Text 2 
Specialisation - Process <1nd Project 
Management 
Pro( Dr. Muster Name 
12 
excellent 
excellent 
excellent 
good 
excel lent 
excdlent 
good 
p•ssed 
passed 
passed 
passed 
good 
excellent 
sufficient 
goo d 
Vorsftzender des Prüfungsausschusses 1 
Cha ir:ma n ofthe Examination Boa rd 
2.0 
1.0 
2.0 
2.0 
1.0 
1.0 
2..0 
2.0 
1.0 
1.0 
1.0 
2.0 
J.O 
1.0 
2.0 
2..0 
1.0 
Grading System: c:o:cdlcnt (i.os: ds i.s),good(i.6 s: d:s iü ntisfattory(2.6S: ds: J.S), sufficicnt (J.6s: d s:4.o~ 
In OK ofds: „. thcdeg~ is gr1ntodwi1h honon.' Nc:t t9n1'idcrcd in th c alculation ofthc OV(-1311 gr1dc. 
Al:Approvedfrom •• 
•Thc t:itlc ofthc Bachdor'sthcsiswa:stnmlatd from thc original languagc. 
ECTS gradc;A(bd; 10%), B(nc:d: lS %),C(nClCt30%), D(ncd25 %), E(ncxl 10%) 
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„."Q1•~1t~ Fakuftät für lebenswi"ssenschaften 
l~1~~1;. Technische ~ ~~ Universität ~'?~ •• .:;."'.:; Braunschweig 
J\rsc~ 
ZEUGNIS [ CERTIFICATE 
Master of Science 
Frau [Ms. 
Martina Muster 
geboren am [ born on 
29. Oktober 1990 in Testdorf 
bestand die Bachelorprüfung im Studiengang [ successfully completed the bachelor degree in 
Biologie 
Schwerpunkte: Biochemie/ Bioinformatik 
und Zellbiologie 
Biology 
Study Focus: Biochemistry / Bioinformatics 
and Cell Biology 
am 23. August 2016 
mit der Gesamtnote [ with an overal l grade of 
sehr gut 1 excellent 
(1,5) (1.5) 
ECTS-Note C [ ECTS Grade C 
Module 1;4:;.111.:s- Tran 'i.:1 1pt of Records. •• „ •• _ 
Wrli lpilichtbereidi Compulsory Disciplines 
Molekul<1re Biotechnologie für 10 gut 2,0 Molecular Biotechnology for Master 10 good 2 .0 
Masterstudierende Students 
Mikrobielle Wirkstoffproduzenten - Die 10 sehr gut l,O The Myxobacteria - Microbial Producers of 10 excellent l.O 
Myxobakterien AE Secondary Mctabolites lf 
Zellb iologie de r Entwicklung und Funktion 10 sehr gut i,o Cell Biology ofCNS Development and 10 excellent 1.0 
des zenl:r.l len Nervensystems Function 
"P'fl;inzliche Ze11lechnik - Gentransfer und· 10 sehr gut i,o Plant Cell'rechnology - Gene rransfer and 10 excellent 1 .0 
Bioimaging Bioimaging 
Biocliemie f Bioinformatik (BB)- Scliwerpunlct Study Focus Biochemistry / Bioinformatics 
Pflcinzliche Wachstums- und 10 gut 1,6 Plant Growth and Development" 10 good 1.6 
Entwicklungsprozesse Af 
Bioinformatik für Fortgeschrittene 10 gut 2 ,0 Advanced Bioinfonnatics 10 good 2.0 
Spektroskopische Methoden de r Bioche mi e 10 ausreichend 4,0 Spectroscopic Methods in Biochemistry 10 sufficient 4-0 
Zellbiologie (ZB)- Sdiwerpunkt Study Focus Coll Biology 
Zellbiologie humaner Erkrankungen 12 gut 2,0 Cell Biology ofHuman Diseases ll good 2.0 
Anal.xse von Molekülkom.plexen (1.n vitro und 10 sehr ~ul 1,3 Ana~sis of Molecule Com.plexes Qn vitro and 10 cxcd lcnt 1.3 
In vivo) in vivo) 
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Modul• 
Zusmqu•lililmtonen (4-8 LP) • 
Maschinenbau AE 
Pool Prüfung 3 
Testprüfung AE 
Masterarbeit 
Dcis ist das Thema der M<1sterarbeit 
ZusotzprUfu ngen 2 
Technische Mechanik 
Braunschweig, 21. November 2017 
Pi-of. Dr. MUster l'lfe1me 
Dekan 1 Dean 
Fakultät für 
Leben swissenschaflen 
"ilillliii·!l!.li-
4 
30 
0 
bestanden 
bestander1 
bestanderi 
sehr gut 
sehr gut 
i,o 
1,0 
Siege/abdruck 
Nc;itenstulen: sehr gut(i,o s d s i.s). gvt (i,6 sd s i.s), befriodigcnd(J..6 s d s J.5). .ausmchend (3.6 s d .s 4,<1) 
Bei d si,:iwird Jl$G~mtnotc dm Priofkrt mitAuuo:i~hnvng vc~en. aBleibt btf der Be redinung dtr 
Gl!S3mtnote unberOd:..:ichtigt. .ll Oe l..einungen "Wl.lrden vdli:Undig oder teilweise an der-[Eüvidm.mgsmrofili 
erbrxht u nd.al ~lquivale nt .ancrbnot. z lcittunsspunlae und Note bleiben bei der ~tetzungderG~mtnotc 
unbtrild:s:iditigt. 
ECTS-Nete:A(b6tei.o%). B(nldute2s 9'),C(n~clutt30CJ'). D(nSch«e 15%). E(nJchne 20%) 
AllgemeinerTeil der Prüf1:mgsordnung· (APO) 
lranscript o( Records 
Additional Qualifications (4-8 CP) • 
Mechanical Engineering >E passed 
passed 
passed 
Pool exa mination 3 
Test ex;imine1tion .u 
Maste(s Thesis 
Thcit1s an english title1 
Additional Courses 2 
Technical Mechanic 
30 exce llent 
0 exce llent 
Prof. Dr. Nfuster Name 
Vorsitzender des Prüfungsausschusses 1 
Chainnan oft:he Examination Board 
LO 
LO 
Grnling Sp.cm: o:ccllent(:i..o:S d Sl..5).good (i.6sd s Ls), u tirlitaof'J (2.6s ds :J.Ü suflicicnt (3.6 sds 40). 
In ~Std S:i..1the degrwifgr.mW with hono~ ' N9t oonside~ in lht oleulltio n ofthe ovc~ll grade. 
i.r.ThC5'e~m!$-~ oornpla.ely or pJ rdy perfonned Jt thtlEüv,..chtungsname,1nd m:tpted u equivalent. 
1 The gnde 1nd credit pr>ints 1re notcon$idcttd in thc akubtion of1hc 0~11111 gr.adc. 
'Thetitlc ofthe Bachdor'tthcs:iswilst~nslned fromthc origin~ hnguagc. 
ECTS gnde: A(best 1o%), B(ne«:i.5%) C(mt 309'} D(nöt :i.59'). E(ntltt 10 9') 
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Anlage 2 
„.~ll%~ 
l~1~~ Technische ~ -:II~ Universität 
"?:!}. .. ,,.i Braunschweig 
"'sc~ 
URKUNDE 
DEGREE CERTtFtCATE 
Die Carl -Friedrich-Gauß-Fakultät 
der Technischen Universität Braunschweig 
verleiht mit dieser Urkunde 1 hereby confers upon 
Herrn 1 Mr. 
Max Muster 
geboren am 1 born on 
09. September i998 in Braunschweig 
den Hochschulgrad 1 the degree of 
Bachelor of Science 
(B. Sc.) 
nach bestandener Bachelorprüfung 1 after having successfully completed the bachelor 
im Studiengang Examination in 
Wirtschaftsinformatik 1 Business Information Systems 
Prof. Dr.-lng. Anke Kaysser-Pyzalla 
Präsidentin 1 President 
Technische Universität Braunschweig 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
am 1 on 
14- September 2017 
Braunschweig, 22. November 2017 
Siege/abdruck 
Prof. Dr. Muster Name 
Dekan 1 Dean 
Carl-F riedrich-Gauß-Fakultät 
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Anlage 3 
Ein Diploma Supplement besteht aus zwei Teilen, wobei der erste Teil für jeden Studiengang individu-
ell gestaltet sein kann, während der zweite Teil nach dieser Vorlage zu gestalten ist. 
o·"""q~ l1A1~~1:. Technische ~ "'fJ ~ Universität ~:!}. ... ,/ Braunschweig 
"'sc'-4 
Diese Diplomei SupplementNorla_ge wurde von der Europ!iischen Kommission1 
dem Eu,..;p>r>l und 'uNESCO/CEPES entwickelt Das Dipioma Supplement soll 
hinreichende Delten zurVerfllgungstellen, die die internationale Transparenz 
und cinge messeneoibdemisdie und berufliche Anerkennung.von Qualiflbtio-
nen (Urkunden, Zeugnisse, Abschlüsse, Zertifilate, etc.) verbessern. Das Diploma 
Supplement beschreibt Eigenschaften, Stufe, Zuscimmenhang, lnhah:e sowie Art 
des Abschlusses des Studium~ d;isvon der in der Originalurkunde bezeichneten 
Person erfolgreich abgeschlossen wurde. Die Origin<ilurto...nde muss diesem 
Diploma Supplement beigefügt werden. Das Diplomoi Supplement sollte frei sein 
von jeglichen Werturteilen, Äquivalenzausscigen oder Empfehlungen zurAner-
kennung. EssoltteAngaben in allen acht Abschnitten enthalten. Wenn keine 
Angaben gemacht werden, sollte dies durch eine Begründung erläutert werden_ 
L AffGABEN. ZUM.tNt.IABEJl/ZURlNt.IABEfflN.DER~UF.l~T.IOM. 
Ll. Familienname 
Muster 
L2 Vorname(n) 
Max 
L;) Geburtsdatum, Geburtsort 
09.Dezember 1990, Musterort 
L.f Wtittrikelnummer oder Code des/der Studierenden 
982276025 
<. AN<>ABEN·ZtJR-QIJAUßl(}\.llON· 
>.1 Bezeiclmungder Qualifikation (ausgeschrieben, abgekürzt) 
B>chelor ofScience (B. Sc.) 
B"ezeidlnung des Grades [ausgeschrieben~ abgekUi':ztY 
Entflillt 
2.2. Hauptstudienfadi oder --f.icher für die Qualifikation 
Finanz- und Wirtschaftsmathematik 
2.J Name der Einrichtung, die die Qualifikation verliehen hat 
Technische UniversiUt Carolo-Wilhelmin;i zu Br.1unschweig 
C>rl-Friedrich-Gauß-Fakultlt 
Sblus (Typ{Trigerschafi) 
Universit!it/Sta;itliche Einrichtung 
2.4 Name der Einrichtung, die den Studiengang durchgeführt hat 
Technische Unive~rt:it Carolo-Wilhelmin<1 zu Braunschweig 
C;1rl-Friedrich-GauR-Faku~t 
Sblus (Typ{Trigerschafi) 
Universit:it/Sta:;:it liche Einrichtung 
>?Im Unterricht/ in der Prilfungverwendeto Sprache(n) 
Deutsch 
J. ANGABEN ZUR EBENE DER QUAUAKATION 
J.l Ebene der Qualifibtion 
Bachelor-Studium (Undergraduate), erster berufsqualiTizierender Hochschuliilb-
schluss 
3.2 Dauer des Studiums (Regelstudienzeit) 
DreiJahre(inkL schriftlicher Abschlussarbeit), 180 ECTS-Leistungspunkte 
3.3 Zugangsvoraussetzung(en) 
,,Abitu r" OOer äqui'll<llerlle Hochschulzugangsberechtigung 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
Diploma Supplement 
Finanz wund Wirtsch Test Bachelor 
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This Diploma Supplement model was developed by the European Commission, 
Counciof Eurupe ·,nd UNESCO/CEPES. The.purpose ofthe ~upplement is to 
provide sufficient independent data to improve the intem;itional 'tr.msparency' 
and ~ir ae<1demic c»nd profession;il recog.nition of q.ualific.itions (diplom01s, de-
grees, certifiotes etc..). lt is designed to provide a description ofthe nature, level, 
context, content and rutus of the studies th<rt were pursued and successfully 
oompleted bythe individual named on the original qualiflationto which this 
supplement is appended. lt should be free from cirry valuejudgements, equiva-
lence stdtements or suggestions ilbout recognition_ lnformi:ltion in all eightsec-
tions should be provided_ Where information is not provided, i:ln ex:pl<inirtion 
should give the reason why. 
L t.IOlDER 0F. T.t.IE ~AllßCATION. 
LJ. Famify Name 
Muster 
1.2 First Name(s) 
Max 
L3 Date, Place 
09 Decemberi990, Musterort 
4Student1 D Number or Code 
9&2276025 
2. QUAUl'ICAllON· 
2.1 Name of Qualification (full,abbreYiated; in original language) 
B>chelorofScience(B. Sc) 
rrtle ConferTed.(full; atitireYiated; rn originarlanguage) 
Not applirable 
2.2 Main Field(s) ofStudy 
Mi:!them<itics in Fin<ince and lndustry 
2.3 lnslitution Awardingthe Qualification (in original language) 
Tec:tmische Universität C<irolo-Wilhelmina zu Br.iunschweig 
Cc1rl-Friedrich-Gauß-F<1kultät 
Sbtus {Type/ eontrol) 
University/State institution 
24 Institution A.dministering Studies (in original bnguage) 
Technische Universität C<1rolo-Wilhelmina zu Braunschweig 
Carl-Friedrich-Gauß-Fakultät 
Status {Type/ Control) 
University/State institution 
2.s i,.nguage(s) oflnstruction/Examination 
Germ<in 
3- LEVEL OF THE QUAUACATION 
3-1 leYel 
Undergraduate, by research with thesis 
J.2 Official Length of Programme 
Three yem (180 ECTS credits) 
3-3 Access Requirements 
•Abitur" (Germ<in entrance qui:lliflcation for university eduation) or equiva lent 
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~ANGABEN ZUM INHAll UND ZU DEN ffiZJElTEN ERGEBNISSEN 
.._, Studienform 
Vollzeitstudium 
4-2-Anfurderungen des Studiengangs/Qualifikationsprofil des Absolventen/der 
Absolventin 
Gegenstand dieses Bachelor-Studiengangs sind alle Bereiche der Finanz- und 
Wirtschaftsmathematik Alle Studierenden müssen grundlegende Pflicht- und 
Wahlpflichtver.mstakungen in der Mathematik, insbesondere in derAngew.md-
ten Mathem<itik, in den Wirtschaftswissenschaften, insbesondere Finanzwirt-
sdiaft, und über diese Bereiche verbindende rnmputerorientierte Methoden 
absolvieren. Darüber hinaus muss eine Abschlussarbeit angefertigt werden. 
Die Absolvent(inn)en 
• slnd·Jn der tage, eine BerufstatigKeitin einem Bereich auszuüben, in dem es 
um die kompetente Anwendung mathematischer Methoden In eiflem wirt-
schaftswissenscha1\lichen Umfeld geh~ 
• IJEsitzen urnfdssend.e matfiematisdle und wirtsdiaftswissenschaftfidie Grund~ 
kenntnisse; 
• besitzen weiterführende Kenntnisse in den Bereichen Mathematische Stoch<1s-
tik, M;;ithemcitische Optimierung, Numerik und gewählten wirtschc.ftswissen-
sch-..ftlichen F;;ichrichtungen, die es ihnen erle1uben bis zu einer gewissen Kom-
plexit!it wirtschaftlidie Probleme <1däquat zu modellieren, quantitativ zu bear-
beiten und z:u lösen; 
• kennen grundlegende fim1nzmathematische und finanrwissensch11ftl iche 
Fr.igestel lungen und Techniken, können damit die Preisbestimmung von Fi-
nanzderivaten durchführen und Aufgaben des Risikomanagements wahrneh-
men; 
•sind mit computerorientierten Methoden derAngevr.rndten Mathematik 
vertraut und können in de!' beruflichen- Prax.i:s-a uftretende Probleme c:om-puter-
gestü1zt lösen; 
•sind in der Lage, in Anwendungen auftretende Probleme bis zu einer gewissen 
Komplexität adäquat zu modellieren, quantitativ zu bearbeiten und zu lösen; 
•können analytisch denken, komplexe Zusammenhänge erkennen, vorhandene 
Problemlösungen einschätzen und kritisch hinterfragen sowie eigene Lösungs-
vorschl!ige entwickeln; 
•sind in der L;;ige, ihre Ergebnisse angemessen darzustellen und zu vemiitteln; 
• können erfolgreich in einer Gruppe cirbeiten und effizient mit verschiedeTien 
Zielgruppen kommunizieren. 
+3 Einzelheiten zum Studiengang 
Einzelherten zu den belegten Kursen und erzielten Noten sowie den GegensUn-
den der mondlichen und schriftlichen Prufungen sfnd fm 11Zeugnis"' enthalten. 
Siehe auch Themci und Bewertung der Bachelor.irbeit 
.._.Notensystem und Hinweise zur Vergabe von Noten 
Allgemeines Notenschema (Abschnitt 8.6): 
l,o bis1,5= ,iSehrgut" 
1,6 bis 2,5 = „gut" 
2,6 bis 3,5= "befriedigend" 
3,6 bis 4,0 = 11ausreichend" 
Schlechter ;;ils 40 ="nicht bestanden" 
i,o ist die beste Note. Zum Bestehen der Prilfung ist mindestens die Note 4,0 
erforderlich. Ist die GeSdlmtnote 1,1 oder besser wird das P~dilwit „mitAu~eich­
nung" vergeben. ECTS-Note: Nach dem European Credit Transfer System (ECTS) 
ermittelte Note auf der Grundlage der Ergebnisse der Absolventinnen und 
Absolventen der zwei vergangenen Jahre: A (beste 10 %), B (nächste 25 %), 
C (nächste 30 %), D (nächste 25 %), E (nächste 10 %) 
4? Gesamtnote 
gut (i,6) 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
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~ CONTHlTSAND RESULJS 
.._, Mode of Sludy 
Full-time 
4.2 Programme Requirements/Qualification Profile ofthe Graduate 
Subject ofthis study programme are all the aspects of mathernatics in financ:e 
and business. All students are required to attend basic:courses in mathematics, 
especially applied mathematics, business administration, economics and com-
putersdence. In addition, all students conclude their studieswith a thesls.. 
TheGraduotes 
• are quafriied to wori< in professional"fields that demand·the rom petent· applka-
tion of mathernatical methods in business, economics and flnance; 
• have a solid knowledge ofbasic mathematicsand economics; 
• have special l<nowfedge in the ~efds of mathematicaf statistics and· pro&•bifity, 
mathematical optimization and se1ected flelds of economic:s and business ad-
ministration; they are a ble to assess and sofve economical problems of low 
complexity; 
• possess bcisictechniques and methods in mathematiol fln;;ince enabling them 
to price flnanci;;il derivatives ;;ind to work in risk mancigement; 
• are famili;;irwrth computer-oriEnted methods of applied mathem;;itics ;;ind are 
able to implement such methods in solving problems in practise; 
• are tr.iined in analytiCC1I thinking, identifying complex connedions, assessing 
existing solutions to problems and develo-P.ing new solutions; 
• have the skills to present their resutts adequately; 
• may succ:essfullywork in tea ms and efficiently communicate with different tar-
get g-ro-ups, 
4-3 Programme Det;ils 
See Certtfrcate for list of courses and grades and for subjects assessed in final 
examfnatfons(wrftten and oraO; andtopkofthesf~ fndudfng gradTng. 
+4 Grading Scheme 
General grading scheme (Sec. i .6): 
l.O to 1.5 = "excellenta 
i.& to 2-5 = "good" 
2.& to 3.5 = "satisfuctory" 
) .6 to 4-0 = •sufficient" 
lnferiorto 4-0 = "Non-sufficient" 
i.o isthe highest.grade, the min im um passing grade is 4-0. 
Jn casethe over.il l gr.ide is 1.1 or betterthe degree is gr.mted "with honors". 
In the European Credlt Transfer System (ECTS) the ECTS grade represents the 
percentage of successful students normal~ achieving the grade wlthin the last 
two years A (best 10%), B(next25 %), C (next 30 %), D (next 25%), E(next 10%) 
4'5 OYerall dassification 
good (1.6) 
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s,ANGABEN ZUM STATUS DER QUAUAKATION 
71 Zugang zu weiterführenden studien 
Dieser Absch luss berechtigt zur Aufnahme eines M<ister-Studiengangs. Eventuel-
k Zulassungsregelungen dieser Stud fengange blelben hiervon unberuhrt. 
µBeruflicher SbbJs 
Ent!alh 
6. WEITERE AN GABEN 
6.1 Weitere Angaben 
Entßlh 
6.2. Informationsquellen fUr ergän1ende Angaben 
WWW-~UHschweig-de 
www.tu-br.1unschweig.de/flo 
7, ZElmAZIERUNG 
Dieses Oiploma Supplement nimmt Bezug auf folgende Original-Dokumente: 
Ausste llungsdatum der Urkunde 22. Marz 2016 
Zeugnis vom 1&. März 201s 
Notenobersicht vom 15. Februar 2016 
Datum der Zertifizierung 1 Certttie<1tion Date: 18. M:irz 2018 
Offizieller Stempel/ Siegel 
Official Stamp /Seal 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
Diploma Supplement 
Finanz-und Wirtsch Test Bachelor 
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5: FUNCJION OF THE QUAUACAJION 
s.1 Access to Furth er Study 
Access to graduate programmes in accordanre with furtheradmission regula-
Uons. 
µ Professional Status 
Not app licable 
6.ADDITIONAL INFORMATION 
6.1 Additional lnformilltion 
Not •pplie<1ble 
6.2 Further lnfonnation Sources 
www.tu-braunschw.eig...de 
www.tu-braunschweig.de/fla 
7, CElmACATION 
This Diplom• Supplement refersto the following original documents: 
Bachelor Degree Certificate dated 22 Man:h 2016 
Certific;i te dated 18 March 2015 
Transcript of Records dated 15 Februaiy 2016 
Prof. Dr. Muster Name 
Vorsitzender des Prüfungsaussdiusses 1 Chainnan Examination Commitee 
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8. JNFORMATIONEN ZUM HOCHSCHU!SYSJEM JN DWTSCHlAND' 
Oie Informationen ober das nationale Hochschulsystem auf den fo lgEnden Seiten 
geben Auskunft ober den Grad de r Qualifi btion und den Typ de rln stitution1 die 
si·e Y"ergeben hat. 
8.1 Die unterschiedlichen Hochschulen und ihr institutioneller Status 
Oie Hodischul;ausbildungwird in Deutschland von drei Arten von Hochschulen 
angeboten.' 
• Universft1t12n1 einschließlich versch iedener spezialis ierter Institutionen, bieten 
d:;is gesamte Spektrum ;;ibdemischer Disziplinen an. Tr.iditionell liegt der 
Schwerpunkt ;an deutschen Universit!lten besonders auf der Grundlagenfor-
sch ung, so dass das fortgeschrittene Studium vor ;;i llern theoretisch ausge rich-
tet und"forsdiungso rientiert ist . 
• Fachhochschulen konzentrieren ihre Studienangebote auf ingenieurwissen-
schaftliche technisdi e Fächer, wirtschaftswissenschaftliche Fächer, Sozialarbeit 
und Design. Der Auftrag von ei ngewandter Forschung und Entwicklung impli-
ziert einen praxiso rientierten AnSötz und eine ebensolche Ausrichtung des 
Studiums, was häufig integrierte und begleitete Praktika in Industrie, Unter-
nehmen oder anderen einsdilägigen Einrichtungen einsch ließt 
• Kunst- und Musikhochschulen bieten Studiengänge für künstlerische Tätigkei-
ten anJ in Bildender Kunst, Schauspiel und Musik, in den ßt?reichen Regie, 
Produktion und Drehbuch für Theate r, Film und andere Medien sowie in den 
-Bereid1en.-D.esig.n, Arch-it~-ktur, Medien.-und, Korn mun ikati-On. 
Hochschulen sind entweder sbcitliche oder stciatl ich <inerbnnte Institutionen . 
Sowohl In Ih rem Hcmde ln elnschlleß lich der Planung von Studlengdngen cils auch 
in der Festsetzung und Zuerkennung von Studienabschlüssen unterliegen sie der 
Hochschulgesetzgebung. 
8.2 Studiengänge und -absc:hlüsse 
In ollen drei Hochschultypen wurden die Studiengä nge traditionell • ls integrierte 
"lange" (einstufige) Studien~nge ;a ngeboten, die entweder zum Di?lom oder 
zum Magister Art ium fllhrten oder mi1 einer Stciiltsprüfung abschlossen. 
Im Rcihmen des Bolognci-Prozesses wird das einstufige Studiensystem sukzessive 
durch ein zwelslullges ersetzt "Seit 199·8wurden in fast allen Studiengängen 
gest ufte Absch lüsse(Bachelor und Master)eingefOhrt. Dies soll den Studierenden 
mehr Wa hlmöglichkeiten und Flexibilität beim Planen und Verfolgen ih rer 
Lernziele bieten, sowie Studiengän ge international kompatibler mcichen. 
Die Abschlusse des deutschen Hochschulsystems einschließlich ihrer Zuom nun g 
zu den Qualifikcitionsstufen sowie die damit einhergehenden Qua lifikationsziele 
und Kompetenzen der Absotventen sind im Quci liflkationsrahmen-fbr deutsche 
Hochschul•bschlusse', im Deutschen Qualifikotionsrahmen for lebenslanges 
Lernen (DQR)' sowie im Europfüchen Quoliflk>tionsrahmen fur lebenslonges 
Lernen (EQR)' beschrieben. 
Einzelheiten s.. Abschnitte 8.4.1.,_8.+2 bzw. 8-~3: Tab.1 gjbt eine zusammenfas-
sende übersieht. 
l..3 Am1rkQflßung/Akhoditi11rung von SbJdiong_;lngon und Abs:ddüulil 
Um die Qua l~t und die Vergleichbcirkeit von Qu<i liflbtionen sicher zu stellen, 
mllssen sich sowohl die Organisation und Struktur von StudiengSngen ci ls auch 
die grunds!itzlichen Anforderungen an StudienilbschlUsse an den Prinzipien und 
Regelungen der Ständigen Konferenz der Kultusminister de r ~nder(KMK) 
orientieren.6 Seit1999 existiert ein bundesweites Aldcreditie rung~stem für 
Studiengänge unter der Aufsicht des Akkreditierungsrates, nach dem ci lle neu 
eingeführten Studiengänge akkreditiert werden. Akkreditierte Studiengä nge sind 
berechtigt, das Qualitätssiegel desAkkredttierungs rates zu führen .' 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
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8.JNFORMATION ON TH.E GERMAN HIGHER EDUCATION SYSTEM' 
The infurmotion on the national higher education system on the fo llowi ng poges 
provides il rontext for the qualification and the type ofhigher eduotion that 
cavr.1rded it 
8.1 Types oflnst itutions and lnstitutional Status 
Higher educ:ation (H() studies in Germany are offered ilt three types of Higher 
Educ:;1 tion lnstitutions(HEJ).~ 
• Universi~ten(U nive rsi1ies) induding various specialized insti1utions, offer the 
whole r.mge of academic disciplines. In the Germe1 n trcidition1 universi1ies fo-
cus in particu lar on bcisic research so that advci nced sbges of study h<ive me1in-
ly theoretiCC1I orientcition <ind research-oriented romponents.. 
• Fichhochschu/en(Un ivers ities of Applied Sciences) concentr.rtetheir study 
programmes in engineering and ot her techniCCll discip lines, business-relcrted 
studies, social work, and design areas. The rommon mission ofapplied re-
search ci nd development implies an appliCiltion-oriented focus of studies, 
whlch includes integrated and supervised work assignments in industiy, en-
terpli ses or other relevant institutions. 
• Kunst- und Musikhochschulen {Universities of Art/Music) offer studies für .r-
ti stic Cilreers in flne arts, performing arts cind music; in sudi fields asdirecting, 
production, writing in thecitre, fi lm, e1nd other media; andin a vci ri ety of des:ign 
cireas, architecture, media cand oommunicat ion. 
Higher Education lnst itutions cire either stc.te or stci te-recogni zed inst itutions.. In 
their oper.1tlons, induding the org;aniz<i1ion of studies ci nd the designation a11d 
~rd of degrees, they :a re both subject1o htg her educatlon leglslat lo'ft. 
8.2 Types of Progr.mmmes a nd Degrees Awarded 
Studies in oll three types of instrtutions hove trodttionolly been offered in inte-
grated "long• (one-tier) progr.immes leading to Dlplo~ or Mdgister Artlumde-
grees orcompleted by a StiJdtsprUfung(Sbte Exa mination). 
Within the framework of the Bolognci-Process one-tier study programmes cire 
successively being re placed·by a 'two-liersludy syslem. "Since i99B; lwo-lier de-
grees (Bachelor and Master} have been introduced in almost all study pro-
gr.1 mmes.. Tfiis change is designed to provide enlarged va riety and flexibility to 
students in planning and pursuing educational objectives, t'1ey also enhance in-
ternational compatibility ofstudies. 
The German Qucilification Framework for Hlgher Education Degrees3, the Ger-
mon Quoliflcat ions Frameworkfor Lifelong Leoming< and the Eurapean Qu•lifl-
rations Framework for Ufelong Leamings desaibe the degrees ofthe German 
Higher Educalion System. They cont>in the clossiflcalion of the qu•l ification lev-
els as well asthe resulting que1liflo tionsci nd rompetencies ofthe graduales. 
For detiils c( Sec. &+i,. &.~i.,. ci nd ~·~lr€Sf?edive1V,_. Tcible 1 provides: ci sv.noptic 
summciry. 
1-j ApprO\Ql/Acaodibtion of Pro~mmos :md OegrHs 
To ensure quc.lity and oompcirabil tty of qualifiations, the orgciniGtion of studies 
and general degree requirements h<ive to conform to principles c.nd regulations 
esbbli shed bytfie Steinding Conference ofthe Ministers ofEduation and Cul-
turcil Affairs ofthe L:Jnderin the Feder.11 Republicof Germany(KMK).6 In 19991 ii 
system of accredrta tion for programmes of study has beco me operational unde r 
the cont ro l of an Accredtta1ion Counci l at nat ionil l level. Al l new programmes 
have to be accredited under this scheme; after il successful accredita1ion they re-
ceive the quolity-label ofthe Accredttation Council.' 
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TabJ. lnstlunlonen, Stu diengange und Abschlüsse Im deutschen Hodmt.ulsystem 
&4 Orgarisation und Struktur der Stu<iengänge 
Die folgend en Studiengänge können von allen drei Hochschultypen angeboten 
werden. Bachelor- und Masterstudienglngekönnen nachei nand er, an un ter-
schiedlichen Hodlschulen, an unterschiedlichen Hochschultypen und mit 
Phasen der Erwerb st,tigkeit zwischen der ersten und der zweiten Quali fi kations-
stufe studie rt werden. Bei der Planung werden Module und das Europ:iische 
System zur Übertragung und Aklwmul ierung von Swdienleistungen (ECTS) 
verwende~ wobei einem Semester 30 Kred itpunkte entsprechen. 
&4.L Bachelor 
In Bachelorstudieng,ngen werden wissenschaftliche Grundlagen, Metho-
denkompetenz: und berufsfeldbezogene ~alifikatione n vermittelt Der Bachelor-
abschluss wird nach 3 bis 4 Jahren vergeben. 
Zum Bach~orstudiengang gehört eine schriftliche Abschlussarbeit Stud i eng~n ­
g~ die mit dem Bachelor ;bgeschlossen werden, müssen gem~Edem Gese1z zur 
E.r.~4>.tµ_ng."1 n1>!~i&!ng.161'A!\~)li_~ngv,:>n S,ll,!qi~g.~ng"!! i.n ld~~h!~n<I. 
akkreditiert werden .• 
Allgemeiner Teil der Prüfungsordnung (APO) 
Tab.1 lnstltutlons, Programm@S and Degrees In Germ an Higher Educ;irfon 
8.4 Orxanization and Structure ofStudies 
Th e fullowing p r<>grammes apply to all lhree types of institutions. Bachelo~sand 
Maste~s study courses may be studied consecutively, atvarious higher education 
i nstitutions, at diffe rent types ofhigher education i nsti tuti ons and with phases of 
professional work between the fi r.>t and lh e s:eco nd qualification. The orga ni za-
tion ofthe s:tudy programmes m~es us:e of modular compo nents and of the Eu-
ropean Cred itTran sfer and Accumulation System (ECTS) with 30 cred its corre-
spond ing to one s:emester. 
8.4.L B;ichelor 
Bachelor degree study p rogrammes lay the academi c fou nda tio ns, pro'Jide 
melhodological skillsand lead to qualifications ..!ated to the pr<>fessional field. 
Th e Bachelor degree isawarded after3 lo 4 years. 
Th e Bachelordegree programme includes: a thesis: requirement. Studyco urses 
leadi ng to the Bachelordegree must be accredited accordi ng to the Law estab-
li$j ng~ FO:l.J_n<{.oi_ti_on fo.i:tfi.e.A~.rePJ~Ji.o.n ctf .S.t~cty P~g.r.i.mm~_jJJ.G.eJ:ma_l}y..a 
First degree programmes(Bachelo r) lead to Bachelor of Arts (RA.), Bachelor o f 
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Studiengänge der ersten Qualiflloitionsstufe (Bachelol) schließen mit den Graden 
Bachelor of Arts (B.A.), Bachelor ofScience (B.Sc.), Bachelor of Engineering 
(B.Eng.), S.chelorofl•ws (LL.B.), B•chelorofFine Arts (B.FA), B•che/or of 
Music(B.Mus.) oder Bachelor of EdUG1tion (B.Ed.) ab. 
Der B•chelorgrad entspricht der Qu• lifibtionsstufe 6 des DQR/EQR 
8.+2Master 
Der Master ist der zweite Studienabschluss nach weiteren l bis 2jahren. Master-
studien~nge können nach den Profiltypen 11anwendungsorientiert" und ,,for-
schungsorientiert" differenziert WErden. Die Hochschulen legen das Profl lfest. 
Zum Masterstudieng<mg gehört eine schrITtliche Abschlu~rbeit Studieng:inge, 
die mit dem Mcistercibgesdilossen werden, müssen gemaß dem Gesetz zur 
Errichtung einer Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland 
akkredit-iert·wenien.9 
Studieng:inge der zweiten Qualiflkationsstufe (Master) schließen mit den Gr.iden 
Master of Arts(M.A.), MasterofScienoe (M.Sc.), M•ster ofEngineering (M.Eng.1 
M>ster ofl•ws (LL.M.), M•ster of Fine Arts (M.F A), M•ster of Music (M.Mus.) 
oder MasterofEducation (M.Ed.) ab. Werterbildende Masterstudieng:inge 
können andere Bezeichnungen erhalten (z.B. MBA). 
Der Mastergrad entspricht der Qualifilrationsstufe7 des DQR/EQR. 
8.+3 Integrierte „lange" einstufige Sllldien~nge: Diplom, Magister Artium, 
Staatsprilfung 
Ein integrierter Studiengang ist entweder mono-disz ipliniir(Diplomabschlüsse 
und die meisten Staatsprtlfungen) oder besteht aus einer Kombination von 
entweder zwei Hauptfkhem oder einem Haupt- und zwei Nebenfächern 
(Magister Art ium). Das Vorstudium (1,s bis 2J ahre) dient der breiten Orientie-
rung und dem Grundloigenerwerb im jeweiligen Fach. Eine Zwischenprüfung 
(biw. Vordiplom) ist Voraussetzung fordie Zulassung zum Hauptstudium, d.h. 
zum fortgeschrittenen Studium und der Spezialisierung. Voraussetzung für den 
Abschluss sind die Vorlage einer schriftlichen Abs<hlussarbeit (Dauer bis zu 6 
Monaten) und umf.mgreiche schriftliche und mündliche Abschlussprüfungen. 
Ähnliche Regelungen geken für die Stl<rtsprofung. Die erworbene Qualifi/ration 
entspricht dem M01ster. 
• Die Regelstudienzeit cm Universifj·ten bet~gt bei integrierten Studiengängen 4 
bis 5Joh"' (Diplom, M>gisterArtium) oder 3 bis 6,5Jahr>! (StlatsprOfung,l Mit 
-dem.Dip-k>m.\•ter.den.ingenteur...., natur.-..und.wirtschaftswtssenscfiafl:liche Stu-.. 
diengänge <1bgeschlossen. In den Geisteswissenschaften ist der entsprechende 
Abschluss in der Regel der Magister Artium (M.A.). In den Sozi<1lwissenschaften 
va riiert die Praxis je nach Tr.!dition der jeweiligen Hochsch ule.. Juristische, 
medizinische und pharmazeutische Studiengänge schließen mit derStaot:sprü-
fung ab. Dies gilt in einigen Ländern auch für Lehramtsstudiengänge. 
Die dr>!i Qualifiloitionen (Diplom, MagisterArtium und St•atsprufung) sind 
a/rademisch gleichwertig und auf derQualifibtionsstufe 7 des DQR/EQR ange-
siedelt. Sie bilden die fonna le Voraus.setzung zur Promotion. Weitere Zulas-
sungsvoraussetzungen können von der Hochschule festgelegt werden, s. Ab-
schnitt 8.). 
• Die Regelstudienzeit ;m Fachhochschulen(FH) beträgt bei integrierten Studi-
eng:ingen 4Jahre und sch ließt mit dem Diplom (FH) ab. Dieses ist auf der 
Qualifiloibonsstufe 6 des DQR/EQR •ngesiedelt. Fachhochschulen h>ben kein 
Promotionsrecht; qu11lifüierte Absofven1en können sich für die Zulassung zur 
Promotion an promo1ionsberechtigt:en Hochschulen bewerben, s.. Abschnitt 
8.5. 
• Das Studium an Kunst- und Musikhochschulen ist in seiner Organisation und 
Struktur abhangig vomjeweiligen Fachgebiet und der individuellen Zielset-
zung. Neben dem Diplom- bzw. Magisterabschluss gibt es bei integrierten 
S1ud ieng:ingen Zertiflka1e und zertifizierte Abschlussprüfungen for spezielle 
Bereiche und berufliche Zwecke. 
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Science (asc.)..e.chelor ofEngineering.(aEng.)..Bachelor of Laws (LLB.).. 
Bachelor of Fine Arts (B.FA), Bachelor of Music (B.Mus.) or Bachelorof Educa-
tion (B.Ed.). 
The Bachelordegree a;irresponds to level 6 of the German Qualific:ations 
Fr.1meworkj European Qu;iliflCdtions Fr.imework.. 
8.4-2Master 
Master is the second degree after another l to 2 years. Master study pro-
grammes m•y be differentiated by the profi/e types"practice-oriented' and 
·research-oriented•. Higher Education lnstitutions deflne the profile. 
The Master degree study progr.imme indudes ci thesis requirement. Study pro-
grammes leading to the Master degree must be cicc:redited cicc:ording to the Ldw 
est;iblishing ci Foundation for theAcaedltd1ion ofStudy Prog1C1mmes in Germa-
ny:' 
Seoond degrl!e programmes (M•ster) le•d to M•ster of Arts (M.A.), Master of 
Science (M.Sc.), M>ster ofEngineering (M.Eng.), M•steroflaws (LL.M.), M•ster 
ofFine Arts (M.F.A.), M>sterof Music(M.Mus.) or M>ster ofEducation (M.Ed.). 
Master study progfdmmeswhich are designed for oontinuing eduCiltion may 
c:arry other designations (e.g. MBA). 
The Master degree corresponds to level 7 of the German Qua lifications Frame-
workf Europea n Qualifications Framework. 
B+3 lntegrat.d "Long" Programmes(One-ner): Diplom degrees, Magistßr 
Artium, Staatsprlllüng 
An integrated study programme is either mono-disciplinary(Dip/omdegrees, 
most programm es mmpleted by a StaatsprtJfuniJor comprises a combination of 
etthertwo major or one major and two minor1ields (Magister Artiun1j. The first 
stage (i.s to 2 years) focuses on broad orientltions and foundations ofthe field(s) 
of study. An lntermediate Examination (Diplom-Vorprllfungfor Diplomdegrees; 
Zwischenprufung or cred lt requirements for the Magister Artü.1rri} is prerequislte 
to enter the second stage ofadvanced studies and speci<1 lizations. Degree re-
quirements indude submission of a thesis (up to 6 months duration) and com-
prehensive flncil written cind oral examinations. Similar regu lations applyto stud-
ies leading to a S~;1tsprllfung. The level of qualifk41tion is equiv<1 lent to the Mas-
ter level. 
• lnteg1C1ted studies at Universit5ten (U) l;;ist 4 to 5 y~r.. (Diplom degree, M;;gis-
ter ArüufflJ or 3 to 6.5 ye;:irs(StaatsprUfuniJJ. The Diplom degree is ciwarded in 
-engineering <liscipfines, thc natural sciences.as.weH as.economtcs.and.busi-.... 
ness. In the humanities, thecorresponding degree is usuallythe MagisterAr-
tium(M.A.} In the social sciences, the practice varies as a mcitter of insti1ution-
al tradi1ions. Studies prep<iring for the legal, medial and pharm<iceutical pro-
fessions are completed by a Sf.<JafsprOfung: This <ipplies also to studies prepar~ 
ing forteaching professions of some L3nder. 
The three qualifications (Diplom Magister Artium and St,aatsprl./funf!J are aca-
demic•l/y equivalent and correspond to /evel 7 ofthe Germ an Qualifi cations 
Framewori<f European Qualifications Framework. They qu•lify to apply forad-
m ission to doctoral studies. Furt her prerequisites for admission may be de-
fined bythe Higher Educ•tion Institution, cf. Sec. 8.). 
• lnteg r.1ted studies at F~chhochschu/en (FH)/Universities of Applied Sciences 
(UAS) l•st 4 years and le•d to • Dip/om(FH) degree which corresponds to leve l 
6 ofGermcin Qualific:ations Framewmkf European QuaHfiCil1ions Frameworlc. 
While the FH/UAS oire non-doctorate gr.inting institutions,. qualifred grad u~tes 
may apply for admission 1o doctor.il studies at doctorate-gr.inting institutions, 
cf. Sec. 8.5. 
• Studies at Kunst- und Musikhochsclwlen(Universities of Art/Music etc.) are 
more diverse in their orgcinizcrtion, depending on the fleld cind individual ob-
jectives. In •ddition to Dip/om/M•gisterdegrees, the integrated study pr<>-
gramme ciw;i rds indude Certiflcates and certtfied examincitions for spedcilized 
cireas <ind professioncil purposes. 
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&.s.Promotion 
Uni versitäten sowie gleichgestellte Hochschulen und einige Kunst- und Musik-
hochsdiulen sind promotionsberechtigt. Formale Vo raussetzung fUrdie Zulas-
sung zur Promotfon Ist ein quaffflzferter Masterabschlu:i.-s (Fadlhodlschulen und 
Unive rsitaten~ ein Magisterabschluss, ein Diplom, eine St<latsprüfung oder ein 
::i qu ivalenter <1 usla: ndischer Abschluss. Entsprechende Absc hlusse von Kunst- und 
Musilchochschulen kö nnen in Ausne1hmef:l llen (wissensch;rft liche Studieng::i nge, 
z.B. Musiktheorie, Musikwissenschaften, Kunst- und Musikpäd:agogik, Medien-
wisse nschaft en) fo rmal de n Zug;ing zur Pro motion eröffn en. Besonders qualifi-
zierte lnh<1ber eines ßdchelorgr.ldes oder eines Dip loms(FH) können a tme einen 
we iteren Studienabschluss im Wege eines Eignungsfeststellungsverfahrens zur 
Promotion zugelasse ll werden. Die Un iversiUlte n bzw. promotionsberechtigten 
Hochsdrulen regeln sowo hl die Zulassung zur Promotion <1ls <1Uch die Art der 
Eignungsprüfi.Jng. Vor.iussetzung für die Zulassung ist owß.erdem, dass das 
Pro motionsprojekt von einem Hochschullehrer als Betreuer angenommen wird. 
Die Pro motion entsp ri cht der Qualifikationsstufe 8 des DQR/EQR. 
11.6 Benotungsska la 
Die deutsche Benotungsskdl:a umfasst übl icherweise 5 Grade (mit zahle nmäßigen 
Entsprechungen; es können auch Zwischennoten vergeben we rden): 11Sehr gut" 
(1), 11Gut" (2)1 „Befriedigend" (3), ,,Ausreichend "(4), „Nicht :ausreichend11 (s). Zum 
Bestehen ist mindestens die Note ,,Ausreichend 11 (4) notwendig. Die Bezeidi -
nung für die Noten b nn in Einzetf.illen und für den Do lctorgrad abweichen. 
Auße rdem findet eine Einstufungstabelle nach dem Modell des ECTS- Leilfadens 
Verwendung, aus der die relative Ve rteilung der Noten in Bezug auf eine Refe-
ren lJ1rU.~j>e hervo~_ehL 
8q Hochschulzugang 
Die Allgemeine Hochschulreife (Abitur) mich 1:z bis 13 Schu~illhren ermö9licht 
den Zugang zu al le n Studiengängen. Die Fachgebundene Hochschul reife 
ermöglicht den Zugang zu allen Studiengängen an Fachhochschulen, an Univer-
sitäten und an gleichgestellten Hodisdiulen, aber nur zu bestimmten F:ichem. 
Das Studium an Fachhochsdiulen ist <1uch mit der Fachhochschulrerfe möglich, 
die in der Regel nacli 12 Schu~ah ren eiworben wi rd. Der Zugang zu Studienga n-
gen an Kunst- und Musikhochschulen und entsprechenden Studieng:ingeA an 
;i nderen Hochschulen sowie der Zu~ng zu einem Spo rtstudien~ng hnn auf 
der Grundlage von anderen bzw. zus~tz liche n Vora ussetzungen zum Ne1chweis 
einer besonderen Eignung erfolgen. 
Beruflidi .quali fizierte Bewerber. ohne schulische Hod&hulzugang>berec!rtig1mg 
erhalten eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung un d damit Zugang zu 
allen Studieng:lingen, wen n sie Inha ber von Abschlüssen best immter, stacrtlich 
geregelter beruflicher Aufstiegsfortbildungen sind (zum Beispiel Meiste r/ in im 
H•ndwe rk, Industriemeister/ in, F•chwirt/in (I HK), Betri ebswirt/in (IH K) und 
(HWK), sta:atlich geprOfte/rTechniker/in, staatlich geprüfte/r Betriebswirt/in, 
staatlich geprüfte/r Gesta lter/in , staatlich geprüfte/r Erzieher/in. Ein e Fachge-
bundenen Hochschulzug-angsberechtigung erhalten be ruflich qualifizierte 
Bewerber mit einem Abschluss einer staatlich geregehen, mindestens zweij:ihri-
gen Berufsa usbildung und i.d.R. mind estens dreijahriger Berufspraxis, die ein 
Eignungsfestste llungs„rf.lhren an einer Hochschule oder staatlichen Stelle 
ertolgreich durchl•ufen haben; das Eignungsfeststellungsvertahren kann durth 
ein nachweislich erfolgreich abso lviertes Probestudium von mindestens ein em 
Jahr er<etzt werden.'° 
Die Hochschulen kö nnen in bestimmten Fallen zusätz liche spezifische Zula s-
sungsverfahren du rchfbhren. 
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.8.5_Dodorate 
Unive rsities aswell as specia lized institutions of un iversity standing and some 
Unive rsities of Art/Music are doctorate-g r.inting institutions. Fonnal prerequistte 
fo r ad mlssfon to docto ral work ls a qualrfled Master (UAS and u)1 a Magrsret de-
gree, a Diplom, a Stntsprufimei or afo reign equive1lent CompC1rable degrees 
from universities of art and music ec1n in ex.cep1ional Cilses (study programmes 
such as music theo ry, musicology, pe<fagogy of arts and music, media studies) 
•lso fo rm >lly qu>lify fo rdoctor.il work. P> rti ru l• rly qu>lified holders of> Bache-
loror a Diplom(FH) degree m:ay also be ;idmitted to doctora l studieswtthout 
aa:i uisition of afurther degree by me;ins of a procedu re to determine their apt i-
tude. The universities respect ively t he doctorate-granting institutions regulate 
entry to a doctor.ite as well as the structure of the procedure to detemiine <1pti-
t ude. Admission furth er requ ires the acceptance of the Dissertation research pro-
ject by a professor as a supervisor. 
The doctora l degree correspo nds to level 8 ofthe Gennan Qualificat ions Frame--
workj Euro pean Qualiflcat ions Frame1NOrk. 
8.6 Grading Scheme 
The grading scheme in Germ<1 ny us u:ally comprises frve levels (with numerio l 
equi va lents; intermediate grades may be given): ~ Sehr Gut' (1) = Very Good; 
"Gut' (2) = Good; • Befdedigend' (J) = Satisfactory, •Ausreichend' (4) = Sulfiden!; 
•Nicht ausreichend (s,)= Non-S uffi cientfFail. The minimum pass ing grade is 
•Ausreichend (4). Verbal designations of grades may va ry in some cases and for 
doctoral degrees. 
In •ddition, grade distribution tibles asdesaibed in the ECTS User's Guide are 
used to indicate the relative distribution of .g:,rades within a reference .group. 
8.7 Access to Higher Education 
Th e Gene~I His her Educ:;ition Entrance Qu~liflcation(.A//gemeine J-lachschul-
reifei AbitJ.Ii') after12 to 13 years of schoolin g allows for admission to all higher 
educational studies. Specialized va ri ants(Fachgebundende Hochschulreifi!j allow 
fo r ad mission at Fachhochschulen(UAS}, universities and equivalent higher edu-
cation instrtutions, but on ty in particular disciplin es. Access to study pro-
gram mes at Fachhochschulen (Ui>S) is also possible with a F•chhochschulreile, 
which C<I TI usually be acttuired after 12 yeilrs of S<:hooling. Admission to study 
programmes at Unive rsities of Art/Music :and comparable study programmes at 
other higher education institutions :as we ll :as admiss ion to a study progr.imme 
in sports may be based an other or additio nal evidence demonst rating individual 
aptitude. 
Applionts with ;i voC1 tional que1 lificcrtion but without d schoo l-b:ased higher edu-
u tion entrance qualifü:ation are entitled to a general higher ed ucation entrance 
qu<1lifiG1tion and H1us to aa:ess to a ll study programm eSr provided they h;ive ob-
tained adva nced furth er tr<lin ing ce rt ificates in particular stde- regulated voa-
tioncil fields (e.g. Meister/Meist.erin im Handwerk, Jndustriemeister/inJ Fach. 
wirf/in {!HK und HWK), sfiJatlich ~epriiH.e/r Betriebswirt/in, sfiJatlich gepriifie/r 
GesfiJ!terjin, sf;Jatlich geprllfle/r Erzieher/in). Vocational ly qualified applicants 
can obta in a Fachgebundene Hochschulreifeaft.er complet ing a state-regulated 
vocationa l education of at least two years' duration plus professional practice of 
normally at least three y„r.,; duration, after having successfu lly passed an apti-
tude t est at a high er education institut ion or other state institution; the aptitude 
test may be replaced by successfully completed t ri• I studies of at lea st one yea r's 
duration."' 
Higher Educati on lnstitutions m.;:iy in ce ltlin cases apply addition:al admission 
procedures.: 
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8.8 lnfonnationsqµellen in der Bund..,-.J>lik 
• Kultusministerkonferenz (KMK) (St.andige Konferenz der Kuh.usminister der 
L:inderin der Bundesrepublik Deutschland); Gr.1urheindorfer Str.1 9, 
D-53n7 Bonn; Tel.: +49(0)228/501-0; fax:+49(0)228/501- m 
• Zentralstelle flir 'usl~ nd isches Bildungswesen (Z•B) • ls deutsche NARIC; 
www.kmk.org; E-M•il: zob@kmkorg 
• „Dokurnent;itions- und Bik:lungsinformationsdienst" als deutscher Partner im 
EURYDICE- Netz, für lnform.-tionen zum Bildungswesen in Deutschland 
(Jittp://www.kmkorg/dokum entltion/deutsche-eurydic~stell~der­
laender_h1m 0 
• Hochsch ulrelctorenkonferenz (HRK); Ahrstr. J\1. D-5µ75 Bonn; 
Fn: +49(0)228/887-110; Tel: +49(0)228/887-0; www.hrk.de; 
E-M> il: post@hrkde 
• 71HochscliuTlcompass" der Hochschultelttoren'konferenZ: enthält 
umfassende Informationen zu Hochsctiu len, Studieng<'!ngen etc. 
(www.hochschulkomp•ss.de) 
'Oie lnfonmtion bcriicbichtigt nur die Aspekte, die dill:ktdas Diplorru Suppkmcnt bctrclfcn. 
lnformationssnnd Jinuar 201s-
' Berufubd@mien sind keine Hochschu len, es gibt sie nur in einigen Bundesl~ndern. Sie bieten 
S t udien~nge in enger Zusammena rbeit mit p1ivaten Unternehmen an. S tudie~nde erhalten einen 
offiziellen Abschluss und machen eine Ausbildung im Betr~b. Manche Beruf's<ikidemien bieten 
Bachelorstudien~nge an, deren Abschlasse einem Bichelorgldd einer Hochschule gleichgestellt 
werden konn!n, wenn sie von einer deutschen Akkreditie rungsagentur akkreditiert sind. 
l Qu~lifibtions~hmen für deulsche Hochscl111l~bscl11üsse (Beschluss der Kultusministerlc:onferenz 
vom :a.o.p.oos). 
' O.uuch•rQv•Ji~brionr~hm•n f'Vr Jebe1Ubng.t1 lemin(DQll.1 Gemei=-mar Bnchluud&r 
S~ndigen Konferenz der Kultusminister der L!inder in der Bundesrepublik De utschl2nd, des 
Bu ndesministeriums fOr Bild ung und For1chung, de r Wirtsch;ifüministerlronferc nz und des 
Bu ndesministeriums für Wirtschaft und Technologie(Beschluss der Kultusministerk:onferenz vom 
lS.lL.2012). AusRlhrliche Informatio nen unter www.dqr.de. 
i Empfehlung-des Europfüchen Parfaments und des Europ~ischen Rates zur Einrichtung des Euro~· 
ischen Qualifik:iltionmhmens fUr lebemlanifC$ Lernen vom 2J,o.poo8(2008/C m/01 • Europiii· 
scherQua1ifibtionstahmen ftlr lebenslanges l ernen· EQR). 
' L:indeigemeinsameStrubur1orgaben fllrdieAkkreditierungvon B;ichelor- und Masterstudien!J'n· 
gen(Beschluss der Kultusministerkonferenz vom io.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010). 
1 
. Gesetz zur Errichtung einer Stiftung, ,Still:u ngiur Akkreditierung\/On Studien~ngen in Deutsch-
land·~, in K1.1 ft getreten ;im 26.02.05, GY. NRW. 2005, Nr. 5, S. "45. in Verbindung mitderVereinb;i-
rung de r Llnder zur Stifi:vng ,Stiftung: Akkreditierung von Studieng~ngen in Deutschbnd~ 
(Beschluss der Kvltusministerkonferenz vom 16.12.2004). 
1 Siehe Fußnote Nr. 7. 
'Siehe Fußnote Nr. 7. 
'
0 Hochschulzugang ftlr beruflich qualifizierte Bewerber ohne scliulische Hochschulzuga ngsbmchti· 
gung(Beschlvss der Kultusministerkonferenz vom 06.03.2009). 
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8.8 National Sawces oflnfannation 
• Kultusministerkonferenz(KMK) [Standing Conference of the Ministers of Edu-
c•tion •nd Cukural Aff.lirsofthe Under in the Federal Republic of Germ•nyj ; 
G1c1 urhelndorfer Str. 1g, D-53117 Bonn; 
Tel.: +49(0)228/501-0; F•x: +4i.0)228/501-m 
• Centr;al Office fo r Foreign Education (Ze1B) as Genmn NARICj 
www.kmkorg; E-M•il: zob@kmk.org 
• •ooru mentation cind Edurnion;i,I lnforme1tion Service• ;is Germ;in 
EURYOICE-Unit, providing the ncitionOl l dossier on the edua tlon system 
(http://www.kmk.org/dokumentltion/rus01mmen<1:rbeit-;iuf-europ<1e ischer~ 
ebene- im-eurodyce-informationsnetz. htm ~ 
• Hochschufrektorenkonl"erenz(HRK) [Germ11n Rector<f Conference]; 
Ahrstrasse l\1. D-53175 Bonn; Fax: +49(0)228/887-110; Phone: +49(0]228/887-0; 
www.hrkde; E-Mail: post@hrkde 
• · Higher Education Compass· ofthe Ge rman Rectors' Conference features 
comprehensive information on institutions1 prog rammes of study, etc. 
(www. higher-educ.ation-compass.de) 
' The information covers onlyaspecls directly relevant to purposes ofthe Oiplom;i Supplement. All 
infomution asofJanuary 2015. 
• Bero~emiena re not considered as Higher Eduation lnstitutions, they only e~st in some of 
the LSndu. They offer educational programme$ in close cooperation with private companies. Stu-
dents rccei-le a formal degree and C<1rry out oin apprenticeship atthe company. Some Berof~e­
mienoffer Bache loroourses which oiie recognized as an academicdegree if they are accredited by 
a German accredibtion agency. 
' ·'German Qu;iliftcations i=rameworlcfor Hlgher Educalion Begrees. (Resolution of (he Standing 
Confereneie:ofthe Ministers ofEd umion and Cultur;IAffaits ofthe Underinthe Federal Republic 
ofGermany of 21 April 2005). 
~ German Q~alific:nJons i="nm1w.:irlc for lff.J.:ina- Learnina-(DQR} Joint 1.i:.:ilu rion ofthe Sand ina-
Conferenceoft~e Ministers of Ed u c~tion :1nd Cu!tu~I Affiiirs ofthe Underin the i=eder.i1 Republic 
ofGermarrt, the Gerrm n Fede ~! Ministryof Edueatlonand Research, the German Conference of 
Eo:inomics Mi nisten: and the Gemi:an Federal Ministry of Eo:momid and Technology (Rf:solution 
of the Standing Conference of the Ministers ofEducation m:I Cullu141 Affilirs ofthe linder in the 
Feder.al Republico(GerrNnyof1s November20u). More införmation ;itwww.dqr.de 
1 Reo::in'lmendation ofthe European Parliament and the European Cou ncil on the estiblis hment oh 
European Qualifications F14mework for Lifelong l e;iming of 23 Apr il 2008 (2008/C 1u/ol - Europ-e--
iln Qualificatiom Framework for Lifelong lea rn ing· ECF). 
l Common structural guidelines of the Underfor the accreditation ofBachelor's and Mmer's study 
courses(Resolution ofthe Standing Confe renceofthe Ministers of Educ;ition :md CulturalAff.iirs 
ofthe U11der in the Federal RepublkofGermany of 10 October 2003 u amended on 4 Febmry 
z01oi 
1 • l;rwest<1blishing;i fuundation 'Founda1ion fortheAccreditation ofStudy Progr.ammes inGerma-
rrt•, enterecl imo forceas from26 February2005, GY. NRW. 2oos, No. 5, p. 45 inconnectionwith 
the Dedaration ofthe Unde1to the Foundoition ~Foundation: Foundatlon fO r the Ao::reditation of 
Study Programmes in Germarrf' (Resolutio n ofthe St.Inding Co11ference ofthe Ministers ofEd uco -
tion and Cultural Aff.iirsofthe l:nderin the Fedm1 RepublicofGermanyof16 Decemher2004). 
1 Seenote No.7. 
'Seenote No.7. 
••Access to li igher education for opp!icants with a VOC<l tional qualification, butwithouta school-
based highereducation entrance qualification (Resolution ofthe Standing Conference ofthe Mi-
nisters of Education ;ind CulturalAff<lirs oft he L:nderin the Fede1.1I RepublicofGermanyof6 
March2009). 
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Anlage 4 
Einverständniserklärung 
zur Prüfung meiner Arbeit mit einer Plagiatserkennungssoftware* 
An der TU Braunschweig können Studien- und Prüfungsleistungen auf Plagiate 
überprüft werden. 
Mit meiner Unterschrift erkläre ich 
(Vorname, Name in Druckschrift, Matrikelnummer) 
mich damit einverstanden, dass die von mir im Rahmen der Erbringung von Studien-
und Prüfungsleistungen zu fertigenden Arbeiten nach der Abgabe einer automati-
schen Plagiatsüberprüfung unterzogen werden können. 
Die Überprüfung der Arbeiten erfolgt ausschließlich in anonymisierter Form, d. h. 
meine persönlichen Daten (Vorname, Name, studentische E-Mait) werden nicht ver-
wendet. 
Meine Arbeiten werden - sofern nicht eine gesonderte ausdrückliche Einwilligung er-
teilt wird - zur Plagiatsüberprüfung nicht dauerhaft gespeichert. Wird eine solche 
Einwilligung zur dauerhaften Speicherung nicht ausdrücklich erteilt, werden mit dem 
bestandskräftigen Abschluss des jeweiligen Prüfungsverfahrens der Prüfbericht so-
wie sonstige Dateien gelöscht. 
Sonstige Aufbewahrungspflichten seitens der Universität bleiben unberührt. 
Mir ist bekannt, dass eine Nutzung von fremden, nicht kenntlich gemachten Quellen 
einen Täuschungsversuch darstellt. 
Datum Unterschrift des Studierenden 
Freiwillige Erweiterung: 
Ich bin damit einverstanden, dass meine Arbeiten innerhalb von zehn Jahren nach 
Ende meines Studiums als Vergleichsmaßstab für Plagiatskontrollen anderer Arbei-
ten genutzt werden können. 
Mit einer Verweigerung der Unterschrift gehen keine Nachteile im Studium einher. 
DalLJ.m. Unlerscbri.ft_ d.es StLJdieren.der:i. 
*Es sollen Erkennungsverfahren bevorzugt werden, bei denen eine Speicherung der Unterlagen auf die Techni-
sche Universität Braunschweig beschränkt ist. 
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Anläge 5 
Durchführung von Antwort-Wahl-Verfahren (umgangssprachlich: „Multiple Choice") 
Die Aufstellung der Prüfungsaufgaben erfolgt stets durch zwei Prüfende. Bei der Aufstellung der Prü-
fungsaufgaben ist festzulegen, welche Antworten als zutreffend anerkannt werden. Alle Lösungen 
müssen varausg.ese.ben und die Aufgaben so formuliert werden, d.ass. sie. verständlich, widerspruchs-
frei und eindeutig sind . Wenn nur eine Lösung richtig sein soll, darf nicht auch eine andere vorge-
schlagene Lösung vertretbar sein. 
Die Prüfungsaufgaben sind nach der Prüfung, aber vor der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nochmals darauf zu überprüfen, ob sie fehlerfrei waren. Dabei ist insbesondere auf Auffälligkeiten im 
Antwortverhalten zu achten. Beispielsweise könnte eine von guten Prüflingen besonders häufig als 
falsch gewertete Antwort auf Fehler der Aufgabenstellung hinweisen. Ergibt diese Überprüfung, dass 
einzelne Prüfungsaufgaben fehlerhaft sind, sind diese bei der Feststellung des Prüfungsergebnisses 
nicht zu berücksichtigen. Die im Voraus festgelegte Zahl der Aufgaben mindert sich entsprechend. Bei 
der Bewertung ist dann von der verminderten Zahl der Prüfungsaufgaben auszugehen. Die Verminde-
rung der Zahl der Prüfungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil eines Prüflings auswirken. 
Die Antwort-Wahl-Prüfung ist bestanden, wenn der Prüfling beispielsweise 60, mindestens aber 50 
Prozent der gestellten Prüfungsfragen zutreffend beantwortet hat oder wenn die Zahl der vom Prüfling 
zutreffend beantworteten Fragen um nicht mehr als 22 Prozent die durchschnittlichen Leistungen der 
Prüflinge unterschreitet, die erstmals an dieser Prüfung teilgenommen haben. Wenn weniger als 30% 
der Prüfungsteilnehmer Erstprüflinge sind, wird die Referenzgruppe zur Bildung der relativen Beste-
hensgrenze auf alle Prüfungsteilnehmer ausgeweitet. 
Ist vor der Bewertung die Anzahl der Prüfungsaufgaben reduziert worden, jedoch für einen Prüfling die 
richtige Antwort gern. Absatz 1 dennoch zu werten, so ist die eliminierte Prüfungsfrage auch bei der 
Bildung seiner relativen Bestehensgrenze zu berücksichtigen. Ist eine eliminierte Prüfungsfrage falsch 
beantwortet worden, so geht diese weder in die Bewertung noch in die Bildung der relativen Beste-
hensgrenze ein. 
Die Leistungen sind wie folgt zu bewerten: 
Hai der PrüfJing. die. für d.as. B.esteh.en der Prüfung_ erforderlich.e. Mindestzahl zutreffend beantworteter 
Prüfungsaufgaben erreicht, so lautet die Note 
"sehr gut", wenn er mindestens 75 Prozent, 
"gut", wenn er mindestens 50, aber weniger als 75 Prozent, 
"befriedigend", wenn er mindestens 25, aber weniger als 50 Prozent, 
"ausreichend", wenn er keine oder weniger als 25 Prozent 
der über die Bestehensgrenze hinaus gestellten Prüfungsaufgaben zutreffend beantwortet hat. 
Wenn abgestufte Noten (1,3; 1,7 etc.) vergeben werden, sind die entsprechend zu erreichenden Pro-
zentzahlen zutreffend beantworteter Prüfungsaufgaben arithmetisch zu ermitteln . Hat der Prüfling die 
für das Bestehen der Prüfung erforderliche Mindestzahl zutreffend beantworteter Aufgaben nicht er-
reicht, lautet die Note „nicht ausreichend". 
Sofern Prüfungsaufgaben unterschiedlich gewichtet werden, werden die Bestehensgrenzen sowie die 
Notenverteilung anhand der erzielbaren Punkte und nicht nach der Anzahl der Aufgaben ermittelt. 
Wenn Antwort-Wahl-Fragen Prüfungsteile einer Klausur bilden, gelten die vorgenannten Anforderun-
gen entsprechend. 
Beispiele zur absoluten Bestehensgrenze von 60% und zur relativen Bestehensgrenze: 
Student X hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 80% der Fragen zutreffend beantwor-
tet wurden. X erreichte nur 59%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relative 
Bestehensgrenze liegt bei 62,4 % (22% von 80 = 17 ,6). Auch diese hat er verfehlt. 
Studentin Y hat an einer Klausur teilgenommen, bei der im Schnitt 55% der Fragen zutreffend beant-
wortet wurden. Y erreichte nur 48%. Damit ist die absolute Bestehensgrenze nicht erreicht. Die relati-
ve. B.esteh.ensg.renze. Ueg_t bei 42,9. %. {22%. von 55. = 1.2, 1.).. Damit hat sie. di.e. reJalive. B.esteh.ensg_renze 
übersprungen und somit die Klausur bestanden. 
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